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Einleitung 
1. Zur politischen Aktualität der ''Ausländerjrage'' 
Hoyerswerda, Rostock und andere Pogrome signalisieren, daß in der Bundesrepublik 
Rassismus und Nationalismus "Konjunktur" haben. Die lange eingehegte rassistische 
Brutalität explodiert zu Beginn der neunziger Jahre. Die "Asylfrage" wird zum zentralen 
Thema der Innenpolitik. In Anbetracht der eskalierenden Gewalt gegenüber den 
Asylbewerberlnnen bekundeten die "politischen Eliten" anfangs noch Erschrecken, 
Erstaunen und Scham. Im nächsten Atemzug wurde aber bereits von vielen die 
Ausweitung polizeilicher Kompetenzen und die Festigung des "Sicherheitsstaats" verlangt. 
Der Brückenschlag zur Grundgesetzänderung - es geht um den Artikel 16 Abs. 2 Satz 2, 
"politisch Verfolgte genießen Asyl" - fiel anschließend leicht, da er der Ideologie 
gefestigter Staatsinteressen vollkommen entspricht. Während den Gewalttätern Toleranz, 
Verständnis, allenfalls sozialhelferische und therapeutische Gesten zukommen!, wird 
gegenüber den Asylsuchenden Härte demonstriert. Der Staat, rechtsextreme Gewalttäter 
und große Teile der Bevölkerung pochen auf ihre als "deutsch" definierten Interessen. Der 
aufkommende und sich neu formierende Rassismus und Nationalismus ist also kein 
gesellschaftliches Randphänomen. Auch wenn er von unterschiedlichen Interessen 
vorangetrieben wird und in sich sehr disparat ist, erfaßt er doch zentrale 
Gesellschaftsbereiche. So sind seine ideologischen Kemelemente strukturell, institutionell 
sowie in den sozialen Beziehungen und den Alltagserfahrungen der Bevölkerung 
verankert2. 
Im Vordergrund der politischen Auseinandersetzungen steht die insbesondere von 
konservativen und rechtpopulistischen politischen Kräften erhobene Forderung nach einer 
rigiden gesetzlichen und administrativen Kontrolle der Migration. Bisweilen wird sogar 
die Ausweisung jener ausländischen Bevölkerungsgruppen verlangt, die sich in den 
modemen Gesellschaften Westeuropas als kulturell, politisch und sozial als nicht 
"assimilationsfahig" erweisen. Dabei wird geltend gemacht, daß die Kosten für die Polizei, 
die Gefangnisse, die soziale Sicherung sowie für das Erziehungs- und Wohnungswesen 
nicht länger vom Staat und der Gesellschaft aufgebracht werden können und sollen. Die 
rechtspopulistische Propaganda verknüpft so die "Ausländerlnnenfrage" mit Themen wie 
Kriminalität3, Drogenhandel und Bedrohung der "Volksgesundheit", z.B. durch AIDS4. 
Gesellschaftliche Probleme sowie offene und verdeckte Ängste bei großen Teilen der 
Bevölkerung werden auf diese Weise zunehmend rassistisch interpretiert. Vor allem bei 
denjenigen, die sich - aufgrund prekärer Beschäftigungsverhältnisse, der Krise des 
Wohnungsmarktes, aber auch angesichts der anhaltenden Debatten über die Defizite der 
sozialstaatlichen Einrichtungen (Systeme der Alters- und Gesundheitssicherung) - in 
ihrem sozialen Status bedroht sehen, scheint der Diskurs über die "Ausländer-" und 
"Asylfrage" für die Durchsetzung der eigenen "deutschen" Interessen funktional zu sein. 
Auf diese Weise wird er zum Instrument der ethnischen, rassistischen oder auch 
nationalistischen Mobilisierung. Der Widerspruch zwischen den bestehenden sozialen 
Problemen und dem wohlfahrtsstaatlichen Lösungspotential wird, indem die 
MigrantInnen für den anfallenden Problemstau verantwortlich gemacht werden, 
rassistisch entspannt. 
Welche politische Bedeutung diesem Diskurs mittlerweile zukommt, läßt sich an seiner 
internationalen Reichweite ermessens. Nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland 
stehen Wahlen inzwischen im Zeichen der "Asyldebatte". In Frankreich geht die Krise der 
Sozialistischen Partei mit einem enormen Aufschwung der politischen Rechten ­
repräsentiert durch die Front National des Jean-Marie Le Pen einher. Im Norden und in 
der Mitte Italiens haben inzwischen regionale "Ligen", die u.a. die Anwesenheit sowohl 
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von Süditalienerlnnen als auch von - überwiegend illegalen - nordafrikanischen 
MigrantInnen thematisieren, in der jüngeren Vergangenheit beträchtliche Stimmenanteile 
bei Wahlen erzielt~ ebenso die rechtspopulistische flämische "Volksbewegung" in Belgien. 
In den USA und in Großbritannien haben die regierenden neokonseIVativen bzw. 
neoliberalen Kräfte schon seit den frühen achtziger Jahren einen neuen 
"Rassismusdiskurs" eröffnet, der - unter Rekurs auf Theoreme wie die der "kulturellen 
Differenz" die strukturelle Nicht-Assimilierbarkeit von nicht-weißen 
Bevölkerungsgruppen (Schwarze in den USA und in Großbritannien) postuliert, um auf 
diese Weise die Wirksamkeit sozial-, bildungs- und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, 
die auf Integration und Assimilation zielen, prinzipiell in Frage zu stellen6 • 
Großen Einfluß auf diese Diskursverlagerung besitzen die Politik und die Medien. 
Fernsehen, Hörfunk: und Presse sowie die politischen Institutionen (Gewerkschaften, 
Parteien, Verfassungsschutz) erheben die Asyl- und Migrationsfrage zum zentralen 
Auseinandersetzungsfeld. Indem sich viele Themen in diesen Fragen zu bündeln scheinen 
und fast alle Beteiligten den Eindruck erwecken, auf diesem Feld die Lösungen :fiir viele 
gesellschaftliche Probleme zu finden, wird ein allgemeiner Handlungsdruck erzeugt'. 
Dieser kann dazu beitragen, daß sich die rassistische und nationalistische 
Argumentationslogik, wenn sie sich erst einmal im Alltagsbewußtsein gefestigt hat, leicht 
zum "Selbstläufer" wird. Gegenwärtig bleibt die Diskussion im wesentlichen noch auf die 
"Asylfrage" beschränkt. Perspektivisch könnten sich die aggressiv rassistischen 
Verhaltensweisen jedoch auf weitere nicht-deutsche Bevölkerungsgruppen - insbesondere 
auf ArbeitsmigrantInnen mitsamt der hier aufgewachsenen zweiten und dritten Generation 
- ausweiten8. Denn selbst wenn die Asylsuchenden abgewiesen würden, kann mit keiner 
Besserung auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt gerechnet werden. Weil die Ursachen 
staatlicher Regulierungsprobleme tiefer liegen - sie sind in der Veränderung der 
ökonomischen, politischen und sozialen Gesellschaftsstrukturen begründet - wird auch der 
Sozialstaat durch eine veränderte Migrationspolitik nicht handlungsfahiger. Die 
Eskalation rassistisch-nationalistischer Verhaltensweisen scheint also vorprogrammiert. 
In welchem Ausmaß sie letztlich wirksam werden, ist dennoch offen. Nicht nur politische 
und mediale Debatten spielen dabei eine Rolle. Wichtig ist vor allem auch die 
Entwicklung von gesellschaftlichen Basistrends: 
• 	 der Verlauf der ökonomischen Entwicklung und mit ihr die Veränderungen auf dem 
Arbeits- und Wohnungsmarkt~ 
• 	 die politische Gestaltung und ideologische Verarbeitung von gesellschaftlichen 
Desintegrations- und Marginalisierungsprozessen (Konsequenzen der 
neokonseIVativen Deregulierungs- und Flexibilisierungspolitik); 
• 	 die Bewältigung der ökonomischen und sozialen Schwierigkeiten in der Folge der 
deutschen Vereinigung; 
• die Zukunft des west- und gesamteuropäischen Integrationprozesses. 
Sicherlich ließen sich noch weitere Bedingungen hinzufügen. Aber bereits die 
aufgeführten Sachverhalte machen deutlich, daß Rassismus und Nationalismus nicht nur 
"von oben" inszeniert und instrumentalisiert werden, sondern ebenso eine 
gesellschaftsstrukturelle Grundlage besitzen. Ausgrenzende Ideologien entwickeln sich 
demgemäß auch "von unten" und verankern sich im Alltagsbewußtsein großer 
Bevölkerungsgruppen. Ihr soziales Geheimnis lüftet sich, wenn das komplizierte 
Verstrickungsverhältnis von rassistischem Protest, ausgrenzenden Markt- und Kon­
kurrenzverhältnissen, gesellschaftlichen Herrschaftsstrukturen und ideologischen 
Diskursen entwirrt wird9. "Nicht der Rassist ist das erste Problem des Rassismus, sondern 
die Art und Weise, wie gesellschaftliche Organisationen und Institutionen die Probleme 
von sozialer Ungleichheit und Marginalisierung, von Anomie und Armut bearbeiten"10 • 
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Reale Probleme und Konflikte bilden somit den Ausgangspunkt, auf dessen Basis sich die 
rassistischen Ideologien entfalten können. Indem sie einerseits die bestehenden Ängste 
und Bedrohungen aufnehmen und andererseits in den MigrantInnen, die in der 
gesellschaftlichen Hierarchie untergeordnet sind, die Wurzel des Übels erblicken, knüpfen 
sie an bereits vorhandene Diskriminierungen an und radikalisieren siel1. Die 
marginalisierte soziale Position der EinwandererInnen macht es Teilen der deutschen 
Bevölkerung also leicht - sei es aufgrund einer ideologisch verankerten Dominanzhaltung 
oder harten Konkurrenzbeziehungen -, bestehende gesellschaftliche Probleme auf die 
EinwandererInnen abzuladen. 
Auch wenn in Deutschland die rassistischen und nationalistischen Diskurse in der 
jüngeren Vergangenheit an Terrain gewonnen haben, lassen sich aber auch bedeutende 
und umfangreiche Gegenbewegungen feststellen. Vertreter der Arbeitgeberverbände12, der 
Gewerkschaften und der großen Parteien13 weisen den Rassismus, die 
AusländerInnenfeindlichkeit und den Nationalismus zurück. Bei Berücksichtigung aller 
Unterschiede heben sie doch allesamt die positive Bedeutung der Migration :fiir die 
Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft seit den sechziger Jahren hervor. Bis heute 
erweisen sich die Expansion und Flexibilität der Arbeitsmärkte, das Tarifvertragssystem 
sowie das Instrumentarium der Sozialpolitik als die zentralen Steuerungsmedien, um 
soziale Problemfelder und Spannungen zu "entschärfen". Allerdings zeigt sich, daß diese 
Integrationsinstrumentarien zunehmend unzureichend sind. Die politischen Kräfte, die 
sich :fiir eine verbesserte Integration der ~grantInnen einsetzen, bringen 
einwanderungspolitische Regelungsvorschläge nicht nur in die politische Debatte um die 
Grundgesetzänderung ein. Sie befürworten häufig auch eine Veränderung des 
Staatsbürgerschaftsrecht der Bundesrepublik, das immer noch auf dem 
Volkszugehörigkeits- oder Abstammungsprinzip beruht. Dabei steht die Überlegung im 
Mittelpunkt, daß die Bundesrepublik schon seit langem ein "Einwanderungsland" mit 
einer "multikulturellen Gesellschaft"14 ist. Diese gilt demnach als ein positiver 
Bezugspunkt :fiir die weitere Entwicklung und Gestaltung der politischen Kultur. 
Migrations- und einwanderungspolitischen Fragestellungen sind nur schwer eingrenzbar. 
Wir wenden uns im folgenden der Arbeitsmarktentwicklung zu, die einen zentralen 
Bereich der Integration von MigrantInnen bildet. Hieraus sowie aus der Zunahme des 
Migrationsdrucks ergeben sich u.E. wichtige Konsequenzen :fiir die Perspektiven, d.h. 
Probleme, Konflikte und Chancen hinsichtlich gesellschaftlicher Integrationsbemühungen. 
Bevor diese aber erörtert werden, versuchen die nächsten fünf Kapitel zunächst einmal 
den Handlungsrahmen abzustecken. Kapitel TI befaßt sich mit den Hintergründen, 
Dimensionen und Perspektiven der Migration in die Bundesrepublik. In Kapitel m sollen 
die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, der in den vergangenen Jahrzehnten die 
zentrale Integrationsinstanz :fiir die MigrantInnen bildete, skizziert werden. Die Kapitel IV 
und V besitzen empirischen Charakter und beziehen sich auf Hessen. Sie untersuchen 
zunächst die Veränderungen in der ausländischen Wohn bevölkerung. Anschließend wird 
die Zusammensetzung der deutschen und ausländischen Erwerbstätigen mit Bezug auf den 
Strukturwandel der Arbeitsmärkte untersucht. Im abschließenden Kapitel VI werden dann 
einige Probleme der politischen Regulation erörtert. 
Die Konzentration auf die Entwicklung in Hessen erfolgt u.a. deshalb, weil diese Region ­
vor allem auch im europäischen Vergleich - als ein hoch entwickelter und moderner 
Wirtschaftsraum gelten kann, in dem sich die Prozesse der Migration sowie der 
Strukturveränderungen der Arbeitsmärkte gleichsam exemplarisch ausprägen. 
Vergleichende Untersuchungen im EG-Raum könnten daher auf diese Vorarbeit 
zurückgreifen. Außerdem wurden im Rahmen der Vorarbeiten zu einem Projekt 
"Migration, Arbeitsmärkte, Gewerkschaften in Hessen" von Brita Bock die Makrodaten 
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zum hessischen Arbeitsmarkt erhoben und ausgewertet (vgl. V., S. 41ft). Diese Arbeit 
wurde z.T. von der Hans-Böckler- Stiftung des DGB (Düsseldort) gefördert. 
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Alte und neue Migration 
1. Zuwanderung in verschiedenen Perioden 
Bis in die siebziger Jahre hinein waren für die Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung 
der Bundesrepublik zwei Einwanderungsprozesse von großer Bedeutung. Die erste 
Periode, die vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis zum Bau der Berliner Mauer am 
13.8.1961 andauerte, wurde durch die unmittelbare Nachkriegsmigration von vornehmlich 
deutschen EinwandererInnen geprägt!. In der Zeit bis Ende 1950 kamen ca. 8,1 Mio. 
Vertriebene und Flüchtlinge und bis zum Jahr 1961 weitere ca. 3,7 Mio. Menschen aus der 
DDR in das westliche Deutschland2• Hinzuzuzählen sind noch einige hunderttausend 
Aussiedler aus Ost- und Südosteuropa, vornehmlich aus Polen, die bereits in den fünfziger 
Jahren in die Bundesrepublik einwanderten. Anfangs bestanden recht große 
Integrationsprobleme dieser Einwanderungsgruppen. Politisch waren sie zwar gleich­
berechtigt, doch wegen der ökonomischen Stagnation, dem überlasteten Arbeitsmarkt und 
der unzulänglichen Wohnsituation verblieb ihre soziale Integration auf niedrigem Niveau. 
Sie traf somit die Überforderung der sozialen Infrastruktur besonders hart. Abhilfe schaffte 
erst der Anfang der fünfziger Jahre anlaufende Wirtschaftsaufschwung. Er entfaltete eine 
enorme Dynamik, für deren Fortdauer sich der vorhandene Arbeitskräfteüberschuß als 
höchst funktional erwies. Da es sich bei der unmittelbaren Nachkriegsmigration aus den 
osteuropäischen Ländern nicht nur um nichterwerbsfahige Alte, Frauen und Kinder 
handelte, sondern die demographische Struktur der Einwanderer der einheimischen 
Bevölkerung entsprach - die Vertriebenen und Flüchtlinge besaßen gewöhnlich eine hohe 
berufliche Qualifikation -, ergab sich eine positive Wechselwirkung von 
"Wirtschaftswunder" und Nachkriegsmigration3• 
Gegen Ende der fünfziger Jahre wurde deutlich, daß sich der Arbeitskräfteüberschuß in 
einen Arbeitskräftemangel verkehrte. Nachdem 1960 Vollbeschäftigung erreicht wurde 
und im darauffolgenden Jahr aufgrund des Mauerbaues die Migration aus der DDR entfiel, 
drohte die Arbeitskräfteknappheit zur Schranke der Akkumulation zu werden4• Es kam 
nicht nur zur Stärkung der gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht, so daß höhere Löhne 
und kürzere Arbeitszeiten Druck auf die Profitraten ausübten; durch das erschöpfte 
Arbeitskräftereservoir schien sich auch eine Blockierung in der weiteren 
Umstrukturierung des Produktionsprozesses anzubahnen. Diese war angesichts der 
exportorientierten deutschen Wirtschaftsstruktur und des vom Weltmarkt ausgehenden 
Rationalisierungsdrucks aber dringend notwendig. Erforderlich wurde also ein Arbeits­
kräftepotential, das der technologischen Modernisierung der gesamten Volkswirtschaft 
Rechnung trug. Vor dem Hintergrund dieser Bedingungen wurde der Migrationsprozeß 
von EinwandererInnen, die sich auf eine deutsche Abstammung und die Flucht vor 
staatssozialistischen Regimen berufen konnten, in einer zweiten Periode mittels der 
staatlich koordinierten Arbeitsmigration fortgesetzt5• Die Politik der Anwerbung 
ausländischer Arbeitskräfte begann schon 1955, wurde aber erst Anfang der sechziger 
Jahre intensiviert. Über die Bundesanstalt für Arbeit wurden entsprechende 
Anwerbeverträge mit Italien, Spanien, Portugal, Griechenland, der Türkei Jugoslawien 
sowie Marokko und Tunesien abgeschlossen6• Neben diesen Verträgen und dem 
Arbeitserlaubnisrecht bildete zunächst die noch dem Nationalsozialismus entstammende 
Ausländer und Polizeiverordnung (APVO) von 1938, die dann später durch das 
"Ausländergesetz" von 1965 abgelöst wurde, die rechtliche Grundlage für die 
Rekrutierung der ausländischen Arbeitskräfte7. Diese Regulierungsinstrumentarien 
bildeten zusammen das politisch- juristische Gerüst des "Gastarbeitersysrems". Gemaß der 
darin enthaltenen Rotationslogik, die eine "modernisierte Variante des alten Konzeptes 
der Saisonarbeit"8 darstellte, sollte sich die Beschäftigung der ArbeitsmigrantInnen an den 
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Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orientieren. Wirtschaftliche Funktionalisierung und 
gesellschaftliche Ausgrenzung der MigrantInnen standen demnach in einem 
Ergänzungsverhältnis. 
Unter mehreren Aspekten wirkte die Arbeitsmigration als ein maßgeblich 
problem lösender Faktor9: durch sie wurde der zusätzliche Arbeitskräftebedarf gedeckt, der 
zumeist in Bereichen mit harter, schmutziger und niedrig entlohnter Arbeit anfiel; 
mindestens teilweise wurde die Arbeitskräftemobilität erhöht; es wurden 
volkswirtschaftliche Reproduktionskosten (Erziehung, Ausbildung etc.) gespart, d.h. in die 
Herkunftsländer per "brain drain" externalisiert. Insofern die Lohnstückkosten gesenkt 
wurden, konnten einzelne Kapitale nicht nur Extraprofite enielen, sondern auch 
technologische Lücken zeitlich überbrücken; außerdem bildete die AusländerInnen­
beschäftigung eine der wesentlichen Grundlagen für die Bildungsexpansion sowie den 
beruflichen Aufstieg eines Teils der deutschen Bevölkerung..Denn ohne den 
ökonomischen Nutzen der ArbeitsmigrantInnen wären die Investitionen in das 
Qualifikationssystem mit großen volkswirtschaftlichen Friktionen verbunden gewesen 10. 
Gerade der zuletzt genannte Effekt bezeichnet für die Umwälzung der bundesdeutschen 
Qualifikationsstruktur eine dominante Tendenz: die "Unterschichtung" der einheimischen 
ArbeiterInnenklasse und die Polarisierung der Beschäftigungsstruktur. Neben den neuen 
Facharbeiter- und Angestelltenjobs konnten hierdurch auch die wenig qualifizierten und 
schlecht bezahlten Arbeitsplätze weiterhin besetzt werden 11. Diese Entwicklung der 
Beschäftigten war für die bundesdeutsche Wirtschaftsstruktur ungemein wichtig, da sie 
der industriegestützten Exportorientierung des "Modells Deutschlandlt12 entsprach. Auf 
diese Weise wurden die eingewanderten Arbeitskräfte für den wirtschaftlichen Wandel 
instrumentalisiert. 
Mit anderen Worten: Die Arbeitskräftezufuhr aus süd- und südosteuropäischen sowie 
nordafrikanischen Staaten -letztere (Marokko und Tunesien) waren relativ unbedeutend­
war für die Fortsetzung der dynamischen Wirtschaftsentwicklung von entscheidender 
Bedeutung. Der größte - bis in die Gegenwart prägende - Schub der Arbeitsmigration in 
die BRD vollzog sich ab 1960 bis zum Anwerbestopp des Jahres 1973. Die Zahl der in der 
BRD lebenden AusländerInnen hat sich seit Anfang der siebziger Jahre (ca. 4. Mio.) kaum 
verändert; erst Anfang der achtziger Jahre steigt sie auf ca. 4,5 Mio., um nach einem 
leichten Rückgang Mitte der achtziger Jahre seit 1988 wieder anzusteigen13• Im Übergang 
zu den neunziger Jahren wurde die 5 Millionen-Grenze überschritten. Die 
Zusammensetzung der MigrantInnen nach Herkunftsgebieten bzw. -staaten ergibt grob das 
folgende Bild: Von den ca. 4,7 Mio. AusländerInnen in der BRD (1989) kamen ca. 1,3 
Mio. aus EG-Staaten (27 Prozent) - davon ca. 500.000 aus Italien, ca. 300.000 aus 
Griechenland und ca. 200.000 aus Spanien/portugal. Zusammen machten diese 
Nationalitätengruppen mehr als 75 Prozent aller EG-AusländerInnen in der BRD aus. Ca. 
1,6 Mio. AusländerInnen stammen aus der Türkei (ca. 33 Prozent) - sie bilden die bei 
weitem größte Gruppe von AusländerInnen in Deutschland; gefolgt von JugoslawInnen 
(ca. 600.000) und ItalienerInnen (ca. 500.0(0). Der Anteil der AusländerInnen aus EG­
Staaten, aus der Türkei und aus Jugoslawien an der Gesamtzahl der in Deutschland 
lebenden AusländerInnen beträgt mithin ca. 75 Prozent14• Wir bezeichnen diese Mehrheit 
als die "alte Migrationspopulation lt • Sie unterscheidet sich von der deutschen 
Migrationsbevölkerung, d.h. den Vertriebenen und Flüchtlingen nach dem Zweiten 
Weltkrieg, die staatsbürgerliche Rechte besitzt, keinen staatlichen Repressionen15 
ausgesetzt ist und allgemeine soziale Anerkennung genießt, durch ihre gesellschaftliche 
Randposition. Auch nach mehreren Jahren Aufenthalt in der Bundesrepublik sind die 
ArbeitsmigrantInnen noch keinesfalls sozial integriert. 
In den aufgeführten Daten reflektiert sich zunächst der prägende Einfluß der 
Migrationsprozesse in der Zeit bis 1973, die wesentlich durch die Nachfrage auf dem 
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Arbeitsmarkt bestimmt war. In der Weltwirtschaftskrise Mitte der siebziger Jahre 
verkehrte sich jedoch der Arbeitskräftemangel in einen -überhang. Der Anwerbestopp war 
- wie zu dieser Zeit in anderen europäischen Staaten auch - eine politische Maßnahme, um 
angesichts der steigenden Arbeitslosigkeit den weiteren Zuzug von ausländischen 
Arbeitskräften zu stoppen. Dieses Ziel wurde jedoch nur zum Teil erreicht, weil die in der 
Krise einsetzende Rückwanderung durch eine Gegenbewegung unterlaufen wurde: da viele 
der MigrantInnen ihre Sparziele noch nicht erreicht hatten, die Arbeits- und 
Lebensperspektiven im Herkunftsland äußerst schlecht waren und die Möglichkeit einer 
erneuten Einreise in die Bundesrepublik verbaut war, entschieden sich zahlreiche 
"GastarbeiterInnen" dafür, ihre Familien nachzuholen16. Die Logik der Rotation, die für 
eine solche Situation die Rückwanderung vorsah - mit ihr sollte die Externalisierung der 
Arbeitslosigkeit und der sonstigen sozialen Folgekosten vonstatten gehen -, erfüllte sich 
daher nicht. Selbst mittels der Rückkehrprämien zu Beginn der achtziger Jahre konnte 
keine umfangreiche Remigration eingeleitet werden. Vielmehr wurde mit dem 
Anwerbestopp von 1973 der Übergang zu weiteren Phasen des Migrationsprozesses 
eingeleitet. Die Migration folgt damit einem Verlaufsschema, das - nach Stephen Castles 
(1987) - drei Phasen umfaßt: 1. massenhafte Arbeitsmigration (bis Anfang der siebziger 
Jahre), 2. Familienzusammenführung (bis Mitte der achtziger Jahre), 3. Niederlassung 
und Herausbildung neuer ethnischer Minderheiten (seit den achtziger Jahren). 
Insbesondere die dritte Phase ist im Hinblick auf die aktuellen sozialökonomischen und 
gesellschaftspolitischen Probleme, die im Zusammenhang mit der Integration von 
Minderheiten diskutiert werden, von großer Bedeutung. Dies gilt natürlich auch - teilweise 
sogar in besonderem Maße - für Hessen (z.B. in Frankfurt, das im Jahr 1989 mit 22,9%17 
den bundesweit höchsten AusländerInnenanteil aufweist). 
Für die wissenschaftliche und politische Diskussion über diese Probleme18 sind vor allem 
zwei Richtungen bestimmend: eine eher optimistische und eine eher kritische, 
pessimistische Richtung. Die erste geht davon aus, daß mit dem Seßhaftwerden allmählich 
ein Prozeß der Integration stattfindet, der zu einer fortschreitenden Annäherung der 
Sozial- und Berufsstruktur der ausländischen Population an die einheimische Bevölkerung 
führt. Solche Deutungen greifen einerseits auf theoretische Modelle von 
Eingliederungsprozessen zurück, wie sie schon vor langer Zeit in der amerikanischen 
Soziologie entwickelt wurden 19. Zugleich stützen sie sich auf neuere Forschungen in 
Deutschland - insbesondere über die "zweite und dritte Generationlt der türkischen 
Bevölkerung20. Dabei wird - trotz des Bestehens zahlreicher Integrationsprobleme - von 
der Einebnung sozialer und kultureller Differenzen als dem Haupttrend des 
Integrationsprozesses ausgegangen. 
Auch wichtige Vertreter der sozialwissenschaftlichen Migrationsforschung in Deutschland 
stützen solche Positionen, wenn sie im Ergebnis eigener Forschungen darauf hinweisen, 
daß sich die Differenzen zwischen den "Kultuien" bei genügend angebotenen 
"Opportunitäts strukturen " schnell abbauen. "Die Eingliederung der Arbeitsmigranten in 
der Bundesrepublik Deutschland ist vor allem eine Frage der individuellen 
Opportunitäten, die die ausländischen Kinder und Jugendlichen vorfinden oder über die 
Familien mitbringen. Gibt es diese Opportunitäten, dann verschwinden die 'sichtbaren' 
Differenzen zwischen den 'Kulturen'. Sichtbare Unterschiede zwischen den Nationalitäten 
sind die späten Folgen von Unterschieden in den Bedingungen, unter denen die Migration 
der Familien stattfand. Sie sind nicht die Folge aktuell wirkender sozialer Barrieren oder 
gar Diskriminierungen auf kollektiver Ebene"21. 
Die zweite Richtung betont, daß es mit der Familienzusammenführung und der 
Niederlassung zu neuen sozialen Problemen und Spannungen kommt, die insbesondere 
mit Tendenzen zur Ghettoisierung (Ausländerviertel mit eigener ethnischer Infrastruktur) 
verbunden sind. Im Anschluß an Castles faßt Auemheimer diese Entwicklung wie folgt 
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zusammen: "Die Erwerbsquote der ausländischen Wohnbevölkerung sinkt, was die mit der 
AusländerInnenbeschäftigung verbundenen volkswirtschaftlichen Vorteile mindert. Der 
Bedarf an infrastrukturellen Einrichtungen, an Schulen, Kindergärten usw. erhöht sich, 
auch der Investitionsbedarf für den Wohnungsbau. Da dieser Bedarf vielfach ungedeckt 
blieb, kam es in manchen Ländern zu ersten sozialen Spannungen"22. 
Aus der unabgeschlossenen Integration der ArbeitsmigrantInnen ergeben sich eine Reihe 
sozialer (gesellschaftliche Identitäten und Statuszuweisungen), ökonomischer (Ausbildung 
und Arbeitsplatzsituation) und politischer (staatsbürgerliche Rechte) Problemfelder. Diese 
bestehen zwar schon seit längerer Zeit, unter veränderten gesellschaftlichen 
Konstellationen artikulieren sie sich jedoch in neuer Form. So haben andauernde Krisen­
und Umbruchprozesse zu tiefgreifenden Veränderungen in der Arbeits- und Lebenswelt 
geführt. Hiervon wurde auch der Integrationsprozeß der MigrantInnen beeinflußt, 
allerdings nicht unbedingt positiv: unter den Bedingungen der Tertiarisierung der 
Beschäftigungsstruktuf, der Flexibilisierung der Produktion, der Ausweitung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse, Massenarbeitslosigkeit, individualisierter Lebensformen, dem 
Abbau sozialer Sicherheiten, der voranschreitenden Auflösung solidarischer Gemein­
schaften usw. haben sich die zumeist subalternen Positionen der ImmigrantInnen bislang 
reproduziert. Dies wiegt umso schwerer, da sich die Marginalisierung der tfalten" 
Einwanderer mit einem zweiten umfangreichen Einwanderungsprozeß kreuzt. Es 
entstehen nicht selten Konkurrenzverhältnisse zwischen den "alten" und "neuen" 
MigrantInnengruppen23. Da die bestehenden gesellschaftlichen Integrationskapazitäten, 
die wesentlich vom Arbeits- und Wohnungsmarkt sowie dem sozialen System erbracht 
werden, sich als viel zu gering erweisen, werden sich in nächster Zukunft die Konflikte 
zwischen den sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen wahrscheinlich weiter 
zuspitzen. Hierin dürften dann neben den sozial Deklassierten und Teilen der 
ArbeiterInnenklasse vor allem auch die MigrantInnen ohne (ArbeitsmigrantInnen und 
AsylbewerberInnen) und mit Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft (Aus- und 
ÜbersiedlerInnen) involviert sein. 
Als neue Migration wird jener Migrationsprozeß ("neue Völkerwanderungtl) verstanden, 
der a) durch den Zusammenbruch der staatssozialistischen Systeme im Osten Europas 
sowie b) durch Fluchtbewegungen aus Regionen der Dritten Welt, in denen Kriege, 
Diktaturen, Massenarmut und ökologische Katastrophen zur Flucht zwingen, verursacht 
wird24. Für die Zukunft wird insbesondere in Europa - vor allem in den EG-Staaten - aus 
zwei Richtungen eine Zunahme des Immigrationsdrucks erwartet: Erstens aus Osteuropa, 
dessen Gesellschaften sich nach dem Ende des Staatssozialismus großen Schwierigkeiten 
bei der wirtschaftlichen, sozialen und politischen Neuordnung ausgesetzt sehen. Ein 
starkes wirtschaftliches Gefälle und unkalkulierbare soziale und ethnische Konflikte 
fördern verschiedenartige Migrationsformen25• Die Armuts- und Arbeitsmigration bilden 
ebenso wie die politische Verfolgung und die Flucht aus Kriegsgebieten besonders 
augenscheinliche Formen von Wanderungsbewegungen. Sie entwickeln häufig einen 
grenzüberschreitenden Charakter und drängen in die westeuropäischen Gesellschaften. Es 
liegt auf der Hand, daß die Bundesrepublik Deutschland aufgrund ihrer wirtschaftlichen 
Leistungskraft, ihres Lebensstandards, ihrer geographischen Lage, aber vor allem auch 
wegen der kulturellen Bezüge die AussiedlerInnen können häufig auf 
Verwandtschaftsbeziehungen zurückgreifen - das bevorzugte Einwanderungsland der 
osteuropäischen MigrantInnen ist. Gegenüber der Migration nach Westeuropa sind die 
Binnenwanderungen, für deren Formierung die ökologischen Gefahrenlagen eine 
wachsende Bedeutung erhalten, weniger auffa1lig. Sie sollten als eine Vorstufe der 
internationalen Migration aber nicht unterschätzt werden, denn das osteuropäische 
Migrationsklima wird durch die Binnenmigration vorbereitet und gefördert26• 
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2. Prognosen über erwartete Zuwanderungsbewegungen 
Die Schätzungen über die migrationsbereiten Menschen aus dem osteuropäischen Raum 
weisen große Unterschiede auf. Aus der ehemaligen Sowjetunion sollen es zwischen 2 und 
25 Millionen sein, zuzüglich 2 Millionen ttDeutschstämmigerl!, so z.B. der 
"Wolgadeutschen", die als AussiedlerInnen nach Deutschland drängen könnten27• Aber 
auch aus den anderen Ländern - Polen, Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien, CSFR, Ungarn 
- wollen viele Menschen nach Westeuropa emigrieren, darunter zahlreiche deutsche 
Aussiedler mit einem rechtlichen Einreiseanspruch28• Aus Sicht der migrationsbereiten 
Osteuropäerlnnen ist es dabei zunächst einmal sekUndär, ob sich die 
Migrationsmöglichkeit durch das Asylrecht, neue Einwanderungsbestimmungen, das 
deutsche Staatsangehörigkeitsrecht oder aber durch neue Formen der politisch regulierten 
Arbeitsmigration ergibt - z.B. durch neue Anwerbeverträge mit Polen, Ungarn und der 
CSFR, die allerdings zeitlich, quantitativ und auf wenige Branchen begrenzt sind29• Sie 
wollen die erhöhte Durchlässigkeit der Grenzen dazu nutzen, die lange vom westlichen 
Kapitalismus versprochene Lebensweise für sich zu realisieren. Dies führt zu einem 
wachsenden Migrationsdruck, der eine veränderte Haltung des Westens hervorruft. Waren 
im Zeichen der Systemkonkurrenz die Forderungen nach politischer Liberalisierung und 
Reisefreiheit funktional, wird nunmehr die Durchlässigkeit der Grenzen für die 
westeuropäischen Staaten zum Problemfeld. Da mit dem Binnenmarkt zudem die 
Grenzkontrollen innerhalb der EG wegfallen werden, nehmen die Anstrengungen zu, die 
äußeren Grenzen - vor allem die nach Osteuropa - stärker zu kontollieren und zu festigen 
30 
Eine zweite Region, aus der sich der Migrationsdruck nach Westeuropa erhöht, bilden die 
nordafrikanischen Staaten. Das Mittelmeergebiet ist in der jüngsten Zeit immer mehr zu 
einer Nord-Süd-Grenze geworden, die mit dem Rio Grande (der Grenzfluß zwischen 
Mexiko und den USA; die Grenze zwischen Nord- und Südamerika) verglichen worden 
ist. Gerade dieses Beispiel verdeutlicht, daß es auch für die westeuropäischen Staaten wohl 
kaum möglich sein wird, die Grenzen gegenüber den MigrantInnen aus dem Maghreb 
hermetisch zu schließen31 • In den letzten Jahren wanderten immer mehr Menschen aus 
dem Maghreb - hauptsächlich aus Marokko, Algerien und Tunesien - zumeist in die 
Mittelmeerländer der EG ein. Klassische Auswanderungsländer wie Italien, Griechenland, 
Spanien und Portugal sind schon heute zu Einwanderungsländern geworden, in denen sich 
eine hohe Zahl sogenannter illegaler MigrantInnen aufhält. In Italien waren es im Jahr 
1989 ca. eine halbe Million MaghrebinerInnen, deren Aufenthalt nachträglich legalisiert 
wurde. Ca. 1,5 Mio. dieser Bevölkerungsgruppe besaßen 1987 einen legalen Status in 
Frankreich. Auch in Belgien (152.000) und den Niederlanden (130.000) lebt eine relativ 
große Gruppe von MarokkanerInnen32• 
Während für die Bundesrepublik die Migration aus dem Maghreb noch relativ belanglos 
ist (insgesamt liegt die Zahl der sich in Deutschland aufhaltenden Menschen aus dieser 
Region bei unter 100.000 Menschen), besitzt sie in den südeuropäischen Gesellschaften 
und den ehemaligen Kolonialmächten eine erhebliche Bedeutung. In Frankreich sind viele 
der MigrantInnen aus dem Maghreb "zum tneuen Proletariaf geworden, das vorwiegend in 
regelrechten Ghettos lebt. Hohe Arbeitslosigkeit, schlecht bezahlte Jobs, politische 
Verwurzelung im Heimatland, kulturelle Apschottung und Festhalten am militanten Islam 
erschweren vielfach die gesellschaftliche Integrationtt33• Für Italien und Spanien deuten 
sich ähnliche Entwicklungen an. Aber auch selbst für die Bundesrepublik dürfte die 
Migration aus· dem nordafrikanischen Raum zunehmend wichtiger werden. Indem dort der 
Migrationsdruck weiter ansteigt und die geographischen Entfernungen überwindbarer 
werden, kommt auch die Bundesrepublik zunehmend als Zielland in Frage. Die 




Die bedeutsamere politische und gesellschaftliche Entwicklung für die Bundesrepublik 
Deutschland bildet vorerst aber die Ost-West-Migration. Zwischen 1989 und 1991 sind 
insgesamt rund 2,5 Millionen Menschen in das frühere Bundesgebiet eingewandert. Bis 
Mitte 1991 waren darunter ca. 882.000 AussiedlerInnen ("Deutschstämmige" aus Ost- und 
Südosteuropa) sowie 741.000 ÜbersiedlerInnen aus der ehemaligen DDR35. Seit dem 3. 
Oktober 1990 gibt es keine ÜbersiedlerInnen mit dem damit verbundenen Rechtsstatus 
mehr, dennoch hat sich die Wanderungsbewegung von Menschen aus den "neuen 
Bundesländern" Ostdeutschlands in Richtung Westen fortgesetzt. Auch nach der 
deutschen Vereinigung reduzierte sich in den fünf neuen Bundesländern das 
Arbeitskräfteangebot durch Abwanderungen und einen gewaltigen Strom von Ost-West­
PendlerInnen. Im Jahr 1991 war es ein Überschuß von 173.000 (Abwanderung) bzw. 
289.000 (pendlerInnenüberschuß) Erwerbstätigen, die vom ost- auf den westdeutschen 
Arbeitsmarkt drängten. Für 1992 wird im Westen mit weiteren 86.000 bzw. 128.000 
zusätzlichen Arbeitskräften aus dem neuen Bundesgebiet gerechnet 36. Diese Zahlen 
deuten auf eine Abschwächung des innerdeutschen Wanderungsgefälles hin. Allerdings 
wird erst für 1994 - so die Prognosen von Modellrechnungen, die unter der Voraussetzung 
eines entsprechenden ostdeutschen Wirtschaftsaufschwungs operieren - mit einem 
Stillstand der Binnenmigration kalkuliert37. 
Während die AussiedlerInnen und ÜbersiedlerInnen/pendlerInnen also die überwiegende 
Mehrheit (ca. zwei Drittel) der nach Deutschland seit 1989 Eingewanderten bilden, setzt 
sich der Rest aus Flüchtlingen und AsylbewerberInnen zusammen. Eine genauere 
Unterscheidung gliedert letztere nach ihrem Rechtsstatus auf: a) Asylbewerber, b) 
Asylberechtigte, c) de-facto-Flüchtlinge und d) Kontingentflüchtlinge38. Von diesen 
Migrationsgruppen wiederum stammt der überwiegende Teil aus der Türkei, aus 
Jugoslawien, aus Polen und Rumänien. Aber auch aus dem asiatischen Raum - 1990 
waren es über 60.000 hauptsächlich aus dem Libanon, Afghanistan, dem Iran und Indien ­
nimmt die Zahl der AsylbewerberInnen zu. Insgesamt ist die Summe der Menschen, die 
einen Antrag auf Asyl stellten, von 121.000 (1989) auf 193.000 (1990) angestiegen39. 
Nachdem sich 1991 ca. 256.000 Menschen in Deutschland um Asyl bemühten, gehen 
viele Schätzungen für 1992 von über 400.000 Asylsuchenden aus. Dennoch kann 
angesichts der Zahlenrelationen und Herkunftsgebiete zunächst einmal geschlußfolgert 
werden, daß die Bundesrepublik Deutschland mit der Weltflüchtlingsproblematik bzw. der 
"neuen Völkerwanderung" in bislang relativ geringem Umfang konfrontiert ist. "Noch 
immer kommen ... zwei Drittel derjenigen, die in Deutschland Asyl beantragen, aus Ost­
und Südosteuropa. Die in den Massenmedien mit suggestiven Bildern und 
Vereinfachungen dramatisierte 'Invasion der Armen' ... ist also bisher noch eher ein Ost­
West- denn ein Nord-Süd-Problem"40 . 
Innerhalb der Ost-West-Migration sticht noch ein zweites Merkmal ins Auge: Aufgrund 
ihres Staatsbürgerschaftsrechts, das mit der Konstruktion der "deutschen 
Volkszugehörigkeit" - definiert nach dem Bundesvertriebenengesetz von 1953 (§6 BVFG) 
- eine einzigartige Ergänzung findet41 , unterteilt die Bundesrepublik die MigrantInnen in 
"deutschstämmige" AusländerInnen aus Osteuropa und sonstige AusländerInnen. Die 
Vorstellung eines ethnisch homogenen Volkes, an der sich die staatliche 
Einwanderungspolitik orientiert, führt zur relativen Privilegierung einer besonderen 
Gruppe von MigrantInnen. Dadurch wird - obwohl die politischen und wirtschaftlichen 
Gründe, die die Migration auslösen, qualitativ gleichartig sind - die Abstammung und 
nicht die Notlage zum Eintrittsrecht in die bundesdeutsche Gesellschaft. Der 
Privilegierung entspricht auf der anderen Seite die Herabsetzung der nichtdeutschen 
Einwanderer und Einwanderinnen. Sie werden damit zugleich zu "potentiellen 
Kriminellen" gestempelt, die den deutsch definierten Interessen zuwider handeln42. 
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Gegenüber der Migration aus Osteuropa und den Maghrebstaaten sind die Wanderungen, 
die sich im jüngeren Zeitraum innerhalb der EG-Staaten ergeben haben, von relativ 
geringer Relevanz43 • Auch durch die Realisierung des Binnenmarktes Ende 1992 sind, 
sofern sich die regionalen ökonomischen Ungleichgewichte nicht erheblich verstärken, 
kaum gravierende Veränderungen zu erwarten. Denn die Freizügigkeit in der EG vollzieht 
sich nach wie vor nicht unabhängig von der Arbeitsstelle. Erst mit Nachweis eines 
Arbeitsvertrags wird eine Aufenthaltserlaubnis von einem bzw. fünf Jahren ausgestellt 44 
Gleichfalls ist auch der Zugang zu den jeweiligen nationalen Sozialsystemen von der 
Beschäftigungsdauer abhängig45• Seit dem Anwerbestopp von 1973 sind bezüglich der 
EG-internen Migration nur zwei leichte Veränderungen im Wanderungsverlauf 
erkennbar, die sich wahrscheinlich auch in den nächsten Jahren fortsetzen werden: 
Erstens ist ein Teil der MigrantInnen aus den ehemaligen südeuropäischen 
Anwerbeländern in ihr Herkunftsland zurückgekehrt. Entgegen diesem Trend hat zweitens 
die Migration von höher qualiflZierten Arbeitskräften leicht zugenommen. Sie 
konzentriert sich vornehmlich auf den Arbeitskräfteaustausch zwischen den stärker 
industrialisierten Staaten46• 
In Rahmen dieser Ausführungen können die Ursachen für die neuen 
Migrationsbewegungen nicht im einzelnen - theoretisch und empirisch - bestimmt werden. 
Je nach Herkunftsregion ergeben sich jeweils unterschiedliche gesellschaftliche 
Konstellationen, die für die Formierung internationaler Migrationsprozesse verantwortlich 
sind. Zumeist verzahnen sich mehrere Faktoren. Neben allgemein geltenden strukturellen 
Grundlagen wirken jeweils besondere historische und nationale Migrationsursachen47. In 
der folgenden theoretischen Skizze soll das Hauptaugenmerk dabei auf den strukturellen 
Migrationsgrunden liegen. Besondere Wirkungszusammenhänge können hier nUr 
Erwähnung finden insofern sie sich auf die Gebiete beziehen, die für die Bundesrepublik 
migrationsrelevant sind: Osteuropa und zukünftig eventuell Nordafrika: Diese haben für 
die westeuropäischen Staaten bislang nur einen "Eindruck" denkbarer Migrationsprozesse 
aus der "Dritten Welf' vermittelt. 
3. Ursachen der Migration 
Generell lassen sich bei der Systematisierung verschiedener Migrationsfaktoren drei 
Ursachenkomplexe voneinander unterscheiden: Den 1. bilden primär politisch verursachte 
Fluchtgfünde, die sich aus dem Kampf um die staatliche Ordnung und nachfolgende 
Repressionen ergeben48• Kriege, Revolutionen, Militärdiktaturen etc. sind die besonders 
auffälligen Ausdrucksformen dieser Entwicklungen. Ihr Entstehungskontext ist in der 
Regel nicht lokal begrenzt. Verknüpfungen erschließen sich zumeist aus ihrer Einordnung 
in das System der internationalen Beziehungen. Im Kontext von Weltordnung und 
Weltpolitik wrrd aber auch klar, daß die wichtigen Strukturen und Entscheidungen von 
den militärpolitischen Zentren (USA, vormals der UDSSR, in begrenzter Form auch 
Westeuropa mit Großbritannien und Frankreich), die auch die ausschlaggebenden 
Machtpotentiale besitzen, vorgegeben werden. Anders formuliert: Konflikte in der 
"Dritten Welt" besitzen fast stets eine machtpolitische Komponente, die jenseits ihres 
engeren Umfeldes liegt Während der Systemkonkurrenz waren die "Stellvertreterkriege" 
ein entsprechender Ausdruck dieses Sachverhalts. Mit der internationalen Umbruchphase 
hat sich dieses Muster jedoch verabschiedet. Es zerfiel gegen Ende der achtziger Jahre 
nicht nur die Sowjetunion als ein Pol des Systemgegensatzes. Auch die westliche 
Hegemonialmacht USA erleidet schon seit längerem einen Schwund ihres internationalen 
Regulierungsvermögens49• Von den Konsequenzen der grundlegenden Umstrukturierung 
der internationalen Hegemonialordnung blieben auch die Staats- und 
Gesellschaftsordnungen in weiten Teilen der "Dritten Welt" nicht verschont. Indem sie 
ihre Staats- und Gesellschaftsysteme einer erneuten weltpolitischen "Einpassung" 
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unterziehen - viele erleiden seit den achtziger Jahren eine rechtsgerichtete Neuordnung ­
kommt es zu Konflikten, als deren Folge sich internationale Migrationsprozesse 
formieren. Nach dem Ende der Bipolarität hat sich aus Sicht der Zentren allerdings die 
Bedeutung großer Teile der tfDritten WeW' verringert. Ansatzweise reduzierte sich damit 
auch die Militarisierung einzelner Konfliktregionen. Den Hintergrund hierfür bildet der 
gegenwärtige Übergang zur Triadenkonstellation als der zentralen Achse der 
internationalen Beziehungen. Für viele der wenig industrialisierten Gesellschaften zeigt 
dies die Gefahr der wirtschaftlichen Abkopplung an. 
Die 2. Migrationskategorie konstituiert sich vorwiegend aus sozioökonomisch bedingten 
Gründen wie Armut und Hunger, die im Vergleich zur politischen Verfolgung nicht 
minder lebensbedrohend sein könnenSo. Die wirtschaftliche Abhängigkeit, 
Unterentwicklung, das Bevölkerungswachstum und die anhaltende Perspektivlosigkeit 
lassen einer wachsenden Zahl von Menschen in der tfDritten Welt" fast nurmehr den 
Ausweg von Flucht und Auswanderung. Wie die politisch verursachte Flucht besitzt auch 
die sozioökonomisch erzeugte Migration aufgrund ihrer durch den Weltmarkt induzierten 
Ursachen internationale Dimensionen. Auch hier werden ebenso wie im Bereich der 
internationalen Machtpolitik die Handlungsparameter von Seiten der Zentren (USA, Japan 
und der EG) gesetzt. Ausschlaggebend sind dabei die ökonomischen Produktivitäts­
verhältnisse, die sich in der Position der internationalen Arbeitsteilung ausdrücken und 
vermachten. Hinter dem Anstieg der derzeitigen wirtschaftlich bedingten Migration 
verbergen sich grundlegende Veränderungen in der ökonomischen Reproduktionsweise. 
Hatten sich in den Dekaden zuvor bereits der Warenaustausch, die Investitionen und die 
Finanzbeziehungen internationalisiert, so erhalten sie auf der Basis der 
mikroelektronischen Revolutionierung einen weiteren Vernetzungsschub. Ergänzt wird 
dieser Prozeß durch die wachsende Bedeutung multinationaler KonzerneS1. Große 
Regionen der tfDritten Welt" werden dabei zugleich - das ist die Kehrseite dieser 
Entwicklung - aus dem Weltmarkt heraus gedrängt und erleiden das Schicksal der· 
anhaltenden Marginalisierung und Verarmung. 
Einen 3. neueren Ursachenkomplex bildet die Flucht vor ökologisch verursachten 
GefahrenlagenS2. Dieser Bereich erfaßt immer mehr Menschen. Sie werden zwar häufig 
noch nicht als Flüchtlinge aufgeführt, da sie sich weiterhin innerhalb der jeweiligen 
nationalstaatlichen Grenzen bewegen. Nach Schätzungen des internationalen Komitees 
des Roten Kreuzes beläuft sich ihre Zahl mittlerweile aber auf ca. 500.000 PersonenS3. 
Doch selbst der ökologische Migrationskomplex - Gewässer- und Luftverschmutzung, 
Zerstörung der Ozonschicht, Erderwärmung, Erhöhung des Meeresspiegels etc. - hat seine 
Wurzeln nicht allein in den regionalen oder nationalen Bedingungen. So ist die 
ökologisch verursachte Migration Resultat und Bestanteil des international domtnanten 
Zivilisationsmodells. D.h. die internationalen Auswirkungen der kapitalistischen 
Produktions- und Lebensweise bilden die Triebkraft der ökologisch verschuldeten 
Migration. Sie erhält gegenwärtig besonders klare Konturen, da zum Ende der 
fordistischen Periode (die wesentlich auf einer extensiven industriellen Entwicklung der 
kapitalistischen Zentren basierte - Massenproduktion und Massenkonsum wurden durch 
die Ausweitung sozialstaatlicher Leistungen ergänzt -) deren Ressourcenverschwendung 
und ökologische Degradation immer umfassendere Formen annimmt. Vormals zeitlich 
(zukünftige Generationen) und räumlich (periphere Regionen) externalisierte Folgen 
schlagen nun auf die Hauptverursacher - die kapitalistischen Zentren - in Form der 
internationalen Migration zurückS4. 
Die aufgeführten Migrationskomplexe finden ihren kleinsten gemeinsamen Nenner in der 
im internationalen Maßstab voranschreitenden Durchkapitalisierung. Diese darf dabei 
nicht mit ökonomischer Entwicklung gleichgesetzt werden. Sie bezeichnet vielmehr den 
Prozeß, in dem vormals nichtkapitalistische Sphären den Kriterien des Weltmarktes 
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unterworfen werden. Dieses geschieht sowohl im internationalen als auch im 
innergesellschaftlichen Maßstab, wenn z.B. der Freizeit-, Kultur- und Konsumbereich von 
den kapitalistischen Verwertungsimperativen erfaßt werden. Dabei stehen die 
ökonomischen Dimensionen kapitalistischer Vergesellschaftung nie für sich allein. Immer 
schon ist der Prozeß der Durchkapitalisierung durch politische (Gestalt und Beziehung der 
staatlichen Ordnungen), soziale (Klassenbeziehungen) und kulturelle (Werte und 
Lebensweisen) Verhältnisse überformt. So verknüpfen sich auch in der Formierung 
internationaler Migrationsprozesse historische Kontinuitäten - Abhängigkeitsbeziehungen, 
die sich seit Beginn des Kolonialismus reproduziert haben - mit aktuellen internationalen 
und gesellschaftlichen Umbrüchen. Die migrationsrelevanten Umbruchdimensionen -
Weltpolitik, Weltmarkt und Ökologie bzw. Weltzivilisation - stellen dabei heraus, daß die 
Ursprünge der internationalen Migration in den Zentren selbst zu suchen sind. In diesem 
Sinne ist das Bild von einer äußeren Bedrohung, das sich in rechtspopulistischen 
Diskursen und in den Medien zunehmender Verbreitung erfreut, vollkommen irreführend. 
Entscheidend ist nämlich das Verhältnis der entwickelten kapitalistischen Gesellschaften 
zu den Gesellschaften der Peripherie; und dieses wird über den Verlauf der 
Durchkapitalisierung wesentlich von ersteren definiert. Dabei haben sich ökonomische, 
politische, militärische und kulturelle Verbindungen ergeben, durch die die modernen und 
armen Regionen einander näher rückten. Für die Bevölkerung in der IfDritten WeIft hatte 
dies eine zwiespältige Situation zur Folge: Sie ist durch die Medien - insbesondere das 
Fernsehen -, durch intensivere internationale Informations- und Kommunikationsforrnen, 
durch den Anblick der westlichen Zivilisation etc. zum Bestandteil einer global vernetzten 
Welt geworden. Menschen werden dadurch aus den traditionellen Lebensformen 
entwurzelt, köönen zugleich aber nicht am Wohlstand und den Genüssen partizipieren, die 
ihnen von den Metropolen ttversprochenIf worden sind. Die ihnen zugestandenen 
Annehmlichkeiten bleiben auf den symbolischen Gehalt beschränkt55. Schlechter noch, 
die ItDritte Weltlf-Bevölkerung hat zudem noch die negativen Folgen der international 
dominanten Produktions- und Lebensweisen - international gepuschte Kriege, ökologische 
Zerstörungen usw. - zu ertragen. Darüber hinaus ist in der ItDritten WeIft das Wachstum 
von Bevölkerung und Städten anhaltend hoch. Angesichts des steigenden Migrations­
drucks in der IfDritten WeIft ist die rapide Zunahme der internationalen Mobilität nicht 
besonders verwunderlich. 
Dieser Zusammenhang macht aber auch klar, daß die Migrationsgründe durch die Zentren 
zweifach (mit)verursacht werden. Sie zeigen sich nicht nur für die Entstehung der ttpushtt_ 
Faktoren, sondern ebenso für die ttpulltt-Faktoren verantwortlich. Ihr Einfluß auf die 
gesellschaftlichen Desintegrationsprozesse in den Auswanderungsländern wird durch die 
Anziehungs- und Integrationskräfte in den Aufnahmeländern ergänzt. Bis in die siebziger 
Jahre war die gesamte Geschichte der neueren Migration durch eine tendenzielle 
Proportionalität zwischen ttpushtt_und ttpulltt-Faktoren geprägt Dies galt besonders für die 
Arbeitsmigration. Kapitalinteressen und Arbeitsmarkterfordernisse wurden durch das 
System der staatlichen Regulation mit den Einwanderungswünschen in Übereinstimmung 
gebracht und von den Aufnahmestaaten kontrolliert. Im Vergleich zu vorangegangenen 
Migrationsphasen besteht diese tendenzielle Proportionalität heute nicht mehr. Hierin liegt 
auch eine wichtige Begründung für die neue Qualität der derzeitigen Migrations- und 
Integrationsentwicklung. Sie bezieht sich wesentlich auf den Verlust der Kontroll- und 
Steuerungsmöglichkeiten, den die kapitalistischen Zentren erfahren haben. Der 
Entstehung der Migration, dem Einwanderungsprozeß und der gesellschaftlichen 
Integration von MigrantInnen stehen sie oftmals fthilflos lt gegenüber. Zusätzlich zu den 
verringerten Integrations- und Aufnahmekapazitäten (Arbeits- und Wohnungsmarkt sowie 
das Sozialsystem) verstärken noch zwei weitere Faktoren die Verringerung der 
Kontrollkompetenz: 1. der rasant zunehmende Wanderungsdruck und 2. die engere 
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internationale Vernetzung der nationalen Gesellschaften (siehe auch Kapitel VI ttProbleme 
politischer Regulation", S.51 ff.). 
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Integration und Regulation der Zuwanderung durch den Arbeitsmarkt 
1. Deckung des Arbeitskräftebedarjes 
In Zeiten hoher Wachstumsraten ("Wirtschaftswunder") und Engpässen auf dem 
Arbeitsmarkt ("Vollbeschäftigung!!) dienten Anwerbung und Aufnahme von 
ArbeitsmigrantInnen bis zum Anwerbestop von 1973 in erster Linie dazu, einen 
Zusatzbedarf an Arbeitskräften zur Entlastung des Arbeitsmarktes zu decken. Diese 
fungierten als 11 Konjunkrurpufferll1 bzw. als "industrielle Reservearmee"2. Die 
ausländischen Arbeitskräfte wurden mithin in der Anwerbephase als "Ersatzarbeitskräfte" 
angesehen, die einerseits die Nachfrage nach "Massenarbeitern" (Un- und Angelernte) in 
der Bauwirtschaft, im Bergbau sowie in den expandierenden Sektoren der fordistischen 
Massenproduktion (vor allem in der Automobilindustrie und ihren Zulieferern) decken 
sollte. Andererseits wurde zunächst davon ausgegangen, daß diese Arbeitsmarktreserve 
flexibel und disponibel sei. Das heißt: im Falle eines Rückgangs der Konjunktur und 
ansteigender Arbeitslosigkeit könnten die ausländischen Arbeitskräfte problemlos 
IIzurückgeführt" werden, um den Arbeitsmarkt sowie die nationale Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik zu "entlasten" (siehe Kapitel II "Alte und neue Migration,\ S.ll ff.). 
Während also die deutschen ArbeitnehmerInnen ihre berufliche Position (durch Aufstieg 
in der Berufs- und Qualifikationshierarchie sowie durch Mobilität in Angestellten- und 
Dienstleistungsberufe) im Sinne eines IIFahrstuhleffektes" (Ulrich Beck) verbesserten, 
vollzog sich mit der AusländerInnenbeschäftigung eine IIUnterschichtung" der 
einheimischen Arbeitnehmerschaft. Schon in der Phase der HochkonjunknJr wurde dabei 
die Grundlage für eine "latente Dualisierung der Beschäftigten" gelegt:- lIeine Aufspaltung 
der Arbeitsplätze in solche mit hoher Betriebsbindung, Aufstiegs- und 
Qualifizierungsmöglichkeiten sowie einem komplementären Segment relativ un­
qualifizierter und leicht zu substituierenden Arbeitll3 . 
2. Die Position ausländischer Arbeitnehmerlnnen auf dem Arbeitsmarkt 
Die strukturell defIzitäre Position von AusländerInnen auf dem Arbeitsmarkt und im 
betrieblichen Arbeitsprozeß läßt sich nach den Ergebnissen der sozialwissenschaftlichen 
und industriesoziologischen Forschung bis zum Beginn der 80er Jahre in erster Linie 
anhand der folgenden Indikatoren verifizieren4: 
• 	 Ausländische ArbeitnehmerInnen werden überwiegend als un- und angelernte 
Arbeiskräfte im sekundären Sektor beschäftigt. Ihre berufliche QualifIkation ist 
vergleichsweise niedrig. 
• 	 Die mit zunehmendem Aufenthalt zweifellos eintretende Verbesserung des 
QualifIkationsniveaus hält sich in engen Grenzen. Sie beschränkt sich in der Mehrzahl 
auf das Niveau angelernter Tätigkeiten5. 
• 	 Auch innerhalb der jeweiligen Leistungsgruppen liegen die durchschnittlichen 
Stundenverdienste der AusländerInnen unter denen der Deutschen. 
• 	 Der innerbetriebliche Aufstieg wird zudem durch diskriminierende Auswahlverfahren 
erschwert. 
• 	 AusländerInnen sind überdurchschnittlich von Schichtarbeit. Akkord- und 
Prämienlohnarbeit betroffen. 
• 	 Höhere Unfall- und Krankheitsraten in Betrieben mit hoher Ausländerquote verweisen 
auf die Konzentration der AusländerInnen an Arbeitsplätzen mit 
gesundheitsgefährdenen Bedingungen6. 
Die zu Beginn und Mitte der 80er Jahre durchgeführten Repräsentativbefragungen von 
Mehrländer u.a. haben nachweisen können, daß sich zwischen 1972 und 1980 die 
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berufliche Stellung der ausländischen männlichen Arbeiter leicht verbessert hat. Der 
Anteil der Ungelernten hat ab- und der der Facharbeiter hat zugenommen. Neuere 
betriebssoziologische Forschungen 7 haben zugleich die These korrigiert, daß sich 
aufgrund von betrieblichen Rationalisierungsprozessen die Beschäftigungschancen 
ausländischer ArbeitnehmerInnen signifikant verschlechtern. Sie bestätigen aber auch die 
Erfahrung, daß vor allem ausländische Frauen von Entlassungen - infolge von 
Rationalisierung bzw. von konjunkturellen Einbrüchen - betroffen sind8 und daß sie 
weiterhin für Arbeitsplätze mit unattraktiven Arbeitsbedingungen und geringer 
Entlohnung nachgefragt werden. 
Mit dem Seßhaftwerden der MigrantInnen und der Bildung ethnischer Gemeinschaften in 
zahlreichen Städten haben sich Strukturen einer tlAusländer-Ökonomietl (mit Geschäften, 
Handwerksbetrieben, Gaststätten etc.) herausgebildet. Eine Untersuchung in fünf 
Großstädten in NRW (1988), die sich mit den Berufsbiographien von ItVätern" (erste 
Generation) und ftKindem tl (zweite Generation) befaßte, ermittelte 6% der "Vätertl, die 
eine Existenz als Selbständige aufgebaut haben. ftDie Söhne konnten im Vergleich zu 
ihren Vätern häufiger auf einem höheren Niveau ins Erwerbsleben einsteigen. Zwar 
gehören auch sie relativ häufig zu den manuellen Klassen (84 Prozent); einer größeren 
Zahl ist es jedoch gelungen, die Positionen von Fach- und Vorarbeitern zu besetzen (20 
Prozent). Darüber hinaus konnten einige (14 Prozent) die Barriere zu den nichtmanuellen 
Berufsfeldern überwinden. Hierbei handelt es sich in erster Linie um personen- und 
sachbezogene Dienstleistungen "9. Während die Unterschichtungsthese für die erste 
Generation zutrifft, muß bei der zweiten Generation differenziert werden: liEs ist eine 
Polarisierung feststellbar. Einem Teil gelang es, qualifizierte manuelle Arbeitsplätze zu 
besetzen und die Barriere zu den nichtmanuellen Klassen zu überspringen. Der andere 
Teil ist wie ihre Väter auf un- oder angelernte Arbeitsplätze verwiesentt. Da aber die 
Jugendlichen der zweiten Generation aufgrund ihrer Sozialisation in Deutschland, vor 
allem auch aufgrund des Schulbesuches10 ein höheres soziales und berufliches 
Erwartungsniveau als ihre Väter ausgebildet haben, ·sind sie sehr viel unzufriedener mit 
dem Arbeitsplatzangebot11 . 
3. Ausländerpolitik als Teil der Arbeitsmarktpolitik 
Nicht nur für die Bundesrepublik Deutschland, sondern auch für andere westeuropäische 
Länder gilt bis in die 70er Jahre, daß Ausländerpolitik immer 
Ausländerbeschäftigungspolitik als Teil der Arbeitsmarktpolitik gewesen ist12• Der 
Arbeitsmarkt fungiert. als Regulator der Nachfrage ebenso wie als primäre Institution der 
Integration. Die Arbeitsbeziehungen - vor allem in den Großbetrieben der industriellen 
Massenproduktion - sind in hohem Maße institutionalisiert und reguliert: durch 
Tarifverträge, Betriebsverfassungsgesetz, Sozialgesetze und einen starken Einfluß der 
Gewerkschaften im Betrieb wie in der Branche. Tarifverträge gewähren auch dann, wenn 
die AusländerInnen überwiegend gering qualifizierte und entlohnte Tätigkeiten ausüben, 
einen kollektiven Schutz gegen Diskriminierung. Das gilt auch für die Institutionen der 
betrieblichen Interessenvertretung (BetriebSräte) und die überbetriebliche 
Interessenvertretung durch die Gewerkschaften, die seit Anfang der 70er Jahre ttihre 
klassischen Politikfelder der Arbeits-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik auf die spezifischen 
Belange nicht-deutscher Staatsangehöriger ausweiteten und gleichzeitig Hunderttausende 
aus dem Kreis der Zugewanderten als Mitglieder für die Gewerkschaftsorganisationen 
gewinnen konnten. Indem sie dies taten, entsprachen sie gleichzeitig den 
wohlverstandenen Interessen einer inländischen Mitgliedermehrheit, die auf keinen Fall 
Arbeitskraftanbieter unter Tarif im Lande haben wollten 13, 
Dennoch werden die Arbeits- und Lebensbedingungen der MigrantInnen zugleich in 
hohem Maße durch die Ausländerpolitik des Staates bestimmt. Seit dem Anwerbestop von 
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1973 wurden immer wieder Maßnahmen ergriffen, die nicht allein die weitere 
Zuwanderung begrenzen sollten, sondern auch die Arbeitsmarktchancen der im Lande 
lebenden AusländerInnen verschlechterten (z.B. regionale Zuzugssperren, Verweigerung 
der Arbeitserlaubnis für nachreisende Familienangehörige, Nichtverlängerung der 
Arbeitserlaubnis selbst im Fall eines bestehenden Arbeitsverhältnisses, wenn der 
Arbeitsplatz von einem Deutschen eingenommen werden kann). "Die direkte 
Ausländerpolitik - als das ensemble der arbeitserlaubnis- und aufenthaltsrechtlichen 
Maßnahmen - weist daher ein Selektionsmuster auf, das geradezu als die Umkehr des 
Sozialstaatsprinzips gekennzeichnet werden kann. Während das Sozialstaatsprinzip 
ausgleichend für Lebensunterhaltsrisiken eintritt, die das Marktprinzip nicht abdeckt, ist 
die Ausländerpolitik genau umgekehrt aufgebaut: in die notfalls repressive staatliche 
Verfügungsgewalt geraten AusländerInnen in dem Maße, wie sie aus dem Markt 
herausfallen. Der Staat kompensiert hier nicht Marktrisiken, sondern nimmt diese gerade 
zum Anlaß weiteren staatlichen Drucks"14. Von diesem Druck sind besonders 
AusländerInnen betroffen, die aus dem Arbeitsmarkt - z.B. als Arbeitslose - herausfallen 
bzw. die aufgrund ihres Rechtsstatus keine Chance des Zugangs zum Arbeitsmarkt haben. 
Ökonomisch wirkt er als Verstärkung jener Tendenz, die sich in der Ausweitung der 
"Schattenökonomie" bzw. der illegalen Beschäftigung geltend macht. 
Die Lebensbedingungen der MigrantInnen und ihrer Familien sowie die Bedingungen der 
Integration werden schließlich in hohem Maße durch deren Wohnsituation bestimmt. Mit 
dem Seßhaftwerden einer großen Zahl von AusländerInnen in Deutschland hat sich in 
zahlreichen Städten eine Getto-Bildung vollzogen. Solche Stadtteile haben einerseits 
stabilisierende Funktionen für die Ausländer: das Getto kann Schutz gegen 
Marginalisierung und Diskriminierung bieten und deren Selbstorganisation erleichtern15. 
Auf der anderen Seite werden vor allem von Kommunalpolitikern die Gefahren einer 
solchen Getto-Bildung betont: "sie werden charakterisiert als Orte der Verhinderung von 
Integration, als Verursacher von Spannungen zwischen Deutschen und Ausländern, als 
Quelle bzw. Ausgangspunkt von Kriminalität und politischer bzw. religiöser 
Radikalisierung, als Stätten sozialer Verelendung, in denen sich Krisensymptome wie 
hoher Anteil von arbeitslosen, soziale Unterprivilegierung und gestörte 
Familienverhältnisse konzentrieren" 16. 
4. Strukturwandel der Wirtschaft 
Knuth Dohse hat schon 1986 darauf aufmerksam gemacht, daß der überdurchschnittlich 
hohe Abbau der Beschäftigung von AusländerInnen in der Bundesrepublik nicht allein 
durch die konjunkturelle Entwicklung, sondern auch durch den tiefgreifenden 
Strukturwandel der Wirtschaft und des Beschäftigungssystems determiniert wird. "Dieser 
Strukturwandel ist - grob gesagt - so verlaufen, daß die in überdurchschnittlichem Maße 
von Ausländern besetzten Arbeitsplätze ab- und die überproportional von deutschen 
Frauen besetzten Arbeitplätze zunehmen"17. Darin spiegelt sich der Ausbau des 
Dienstleistungssektor wider: zwischen 1974 und 1985 gingen im produzierenden Gewerbe 
rund 1,6 Millionen Beschäftigungsverhältnisse verloren, während der 
Dienstleistungssektor um rund 1,26 Millionen Arbeitsplätze mit relativ hohem 
Teilzeitanteil expandierte. Die "Verlierertf dieses Wandels waren die AusländerInnen: tfSie 
sind überproportional vom Arbeitsplatzabbau im produzierenden Gewerbe betroffen, 
jedoch fast gar nicht am Wachstum im Dienstleistungssektor beteiligt" 18. 
Seit der zweiten Hälfte der 80er Jahre wird die Entwicklung der Ausländerbeschäftigung 
vor allem durch zwei Entwicklungstrends bestimmt. Zum einen nimmt seit 1987 die Zahl 
der MigrantInnen wieder zu. Daß der deutsche Arbeitsmarkt - im Zeichen der günstigen 
Konjunktur in der Folge der deutschen Einigung - zwischen 1989 und 1991 fast 1,5 
Millionen zusätzliche Arbeitskräfte (davon die Mehrzahl Aus- und ÜbersiedlerInnen) 
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integriert hat, wird von Vertretern der deutschen Wirtschaft als positives Zeichen nicht 
allein für die Problembewältigungskapazität des Arbeitsmarktes, sondern auch als Beweis 
für den auf Jahre hinaus bestehenden Arbeitskräftebedarf der deutschen Wirtschaft 
angesehen, der aufgrund der demographischen Entwicklung (Schrumpfen der deutschen 
Bevölkerung) nur durch Ausländer befriedigt werden kann19. Ob solche optimistischen 
Prognosen von Seiten der deutschen Wirtschaft auch angesichts des konjunkturellen 
Abschwungs seit Mitte 1991, d.h. auch in Zeiten wirtschaftlicher Rezession und des 
neuerlichen Anstiegs der Arbeitslosigkeit und der damit verbundenen Belastungen der 
staatlichen Sozialsysteme Bestand haben werden, mag allerdings bezweifelt werden. 
Der hohe Anteil an Aus- und ÜbersiedlerInnen an den Migrationsströmen seit 1987 hat 
die Hypothese bestärkt, daß zwischen Ausländerinnen (und ihren Familien), die bis 1973 
in die Bundesrepublik eingewandert sind, und den Deutschen bzw. den 
"Deutschstämmigen" aus Osteuropa ein Verdrängungswettbewerb eingesetzt hat, der zu 
Lasten der "alten" Migrantengruppen gehen muß. Dafür würde schon sprechen, daß 
sowohl in der industriellen Produktion als auch in weiten Teilen des 
Dienstleistungssektors neue Qualifikationen gefragt sind. Es geht um die tlFähigkeit, in 
der Arbeit souverän mit Informationen und Symbolen umzugehen. Dabei stellt ... eine 
entwickelte Kompetenz in deutscher Sprache in Wort und Schrift zu kommunizieren, eine 
Grundqualifikation der Arbeitnehmer dar. Ausländer der ersten Generation und vor allem 
auch ausländische Frauen, die besonders nur geringen sprachlichen Kontakt zur deutschen 
Gesellschaft entwickeln können, dürften dann schon deswegen durch das Selektionsraster 
der Betriebe fallen"20. 
Auf diesem Felde sind auch vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(Nürnberg) weitere Untersuchungen angekündigt Derzeit läßt sich die folgende 
Vermutung formulieren: tlStellt man sich die Gesamtzahl der Arbeitskräfte in einer 
Arbeitskräfteschlange geordnet vor, so läßt sich der Effekt des Zuzugs von Aus- und 
insbesondere von Übersiedlern auf die Position der Ausländer in dieser 
Arbeitskräfteschlange vorstellen. In der Wirtschaft sind in der Vergangenheit mit dem 
Zuzug von Aus- und Übersiedlern hohe Erwartungen bezüglich der Deckung des Fach­
kräftebedarfs verbunden worden. Wenngleich zunächst hinsichtlich der Aussiedler und 
später der Übersiedler eine Ernüchterung solcher Erwartungen eingetreten ist, so gilt 
doch, daß jüngere gut qualifizierte Aus- und Übersiedler ausländische Arbeitnehmer in der 
21Arbeitskräfteschlange zurückdrängen können. Dies wird empirisch zu überprüfen sein 11 . 
Auf der anderen Seite setzt sich der Trend zur "Dienstleistungsgesellschaft" im Übergang 
zu den 90er Jahren fort22. Dies hat auch unsere Studie über den hessischen Arbeitsmarkt 
bestätigt23. 
Für das Gebiet der alten Bundesrepublik Deutschland wurde der sektorale 





- "Der Trend zur Dienstleistungsgesellschaft hält an. Im Jahre 2010 dürften etwa zwei 

Drittel der Beschäftigten in Dienstleistungsbranchen tätig sein, im Vergleich zu 57% 
im Jahre 1987. 
- Im primären Sektor (Land- und Forstwirtschaft, Fischerei) und im Bergbau geht die 
Zahl der Arbeitsplätze prozentual am stärksten zurück. 
- Auch im sekundären Sektor, also im Warenproduzierenden Gewerbe, muß langfristig 
mit einem weiteren Rückgang der Beschäftigung gerechnet werden. 
Im allgemeinen. wird erwartet, daß sich auf dem Gebiet der ehemaligen DDR durch das 
Zusammenwachsen mit der Bundesrepublik Deutschland in Zukunft ähnliche Strukturen 
einstellen"24. 
Allerdings differenziert die Prognose die Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs im Dienst­
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leistungssektor: 
"Die primären Dienstleistungstätigkeiten, abgegrenzt als Tätigkeitsschwerpunkt in 
Handel, Büro, allgemeine Dienste, verloren bereits im Zeitraum 1982 bis 1985 gut 
500.000 Erwerbstätige. Auch für diese Tätigkeiten erwartet die IAB-Prognos-Studie 
mittelfristig eine Abnahme: bis 1995 um 280.000 und zwischen 1995 und 2010 um gut 
400.000 auf 9,9 Millionen. 
Die sekundären Dienstleistungen, abgegrenzt als Tätigkeitsgruppen 'Forschung und 
Entwicklung', 'Organisation und Management', 'Betreuen, Beraten, Lehren u.ä.', welche 
schon in der Vergangenheit gewachsen sind, werden dagegen weiter kräftig expandieren. 
1985 verzeichnete dieser Bereich 5,7 Millionen Beschäftigte, 1995 könnten es 7,7 
Millionen sein und 2010 rd. 9,2 Millionen". 
Dabei rechnet die Prognose mit der kontinuierlichen Anhebung des QualifIkationsniveaus 
der Beschäftigten. "Die Tertiärisierung der Sektoren und Tätigkeiten geht einher mit einer 
fortgesetzten Anhebung der Qualifikationsstruktur des gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitskräftebedarfs und ist verbunden mit einem weiteren Rückgang des Bedarfs an 
ungelernten Arbeitskräften, die in den schrumpfenden Sektoren und Tätigkeiten 
25überdurchschnittlich vertreten sind 11 . Bezieht man diese Prognose auf die 
Arbeitsmarktchancen der AusländerInnen, so ergibt sich eine eindeutige 
Verschlechterung, sofern nicht deren Niveau der allgemeinen Ausbildung und beruflichen 
Qualifikation erhöht wird. 
5. Die Zukunft der Dienstleistungsgesellschaft 
Ob diese eher optimistische Prognose über die Entwicklung des Dienstleistungsektors ­
und dabei insbesondere der Zunahme von Tätigkeiten mit einem hohen 
Qualifikationsniveau - Bestand haben wird, mag bezweifelt werden. Im internationalen 
Vergleich sind in Deutschland die Dienstleistungen nach wie vor schwächer entwickelt als 
in vergleichbaren Industrieländern, vor allem aber in den USA. Darin spiegelt sich zum 
einen die starke Exportorientierung der deutschen Wirtschaft; zum anderen sind hier 
erhebliche Beschäftigungspotentiale auszumachen - und zwar in erster Linie in den 
Bereichen der produktionsorientierten Dienstleistungen sowie bei Dienstleistungen im 
Humanbereich, zum Beispiel auf dem Gebiet Gesundheit, Sozialpflege, Bildung und 
Weiterbildung26• Empirische Befunde stützen zudem die Hypothese, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland - vor allem aufgrund des Bildungs- und Ausbildungssystems 
- zumindest für die 80er Jahre noch nicht von der Herausbildung eines "neuen 
Dienstleistungsproletariats " gesprochen werden kann27• 
Die weitere Entwicklung des Beschäftigungssystems wird wesentlich von der 
konjunkturellen Entwicklung sowie - im Hinblick auf die Dienstleistungstätigkeiten - von 
der staatlichen Bildungs- und Ausbildungspolitik sowie insgesamt von der Sozial- und 
Infrastrukturpolitik abhängen. Je mehr diese Prozesse freilich der Logik der Marktgesetze 
unterliegen und durch eine neoliberal-konservative Deregulierungspolitik des Staates 
flankiert werden, um so größer wird die Gefahr, daß die unteren Segmente des 
Dienstleistungssektors mit den "bad jobs" ("ungeschützte Beschäftigungsverhältnisse", 
Schattenökonomie, informeller Sektor) zur Auffangsreserve des Beschäftigungspotentials 
werden, das sowohl durch die Zunahme der weiblichen Erwerbsarbeit als auch durch 
Migration ansteigt. 
Das Beispiel der Entwicklung des Beschäftigungssystems in den USA vermag einen 
solchen Entwicklungspfad zu illustrieren. Das "Beschäftigungswunder" (zwischen 1960 
und 1985 entstanden in den USA 40 Millionen neuer Arbeitsplätze) fand zu 90 Prozent im 
Dienstleistungssektor statt. Dabei schritt einerseits die Auslagerung von Tätigkeiten aus 
dem produzierenden Sektor an selbständige Dienstleistungsuntemehmen schnell voran. 
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Andererseits absorbierte der private Dienstleistungssektor mit niedrigen Löhnen und einer 
extrem niedrigen Produktivität den weitaus größten Anteil der neuen Arbeitsplätze. "Das 
'Beschäftigungswunder' der USA beruht darauf, daß im Dienstleistungssektor Bereiche mit 
geringer Arbeitsproduktivität expandieren und das gesamtwirtschaftliche Wachstum mehr 
durch den Beschäftigungsaufbau als durch höhere Arbeitsproduktivität erzielt wird"28. Der 
amerikanische Ökonom Lester Thurow führt den Verfall der Produktivität der US­
Wirtschaft und damit die Erosion der internationalen Wettbewerbsfahigkeit vor allem auf 
die geringe bzw. verfallende Produktivität im Dienstleistungssektor und die damit 
verbundene soziale Ungleichheit zwischen hochqualifizierten Beschäftigungsgruppen mit 
steigenden Einkommen und unqualifizierten Arbeiten mit sinkenden Einkommen zurück. 
Es sind - so seine These - gerade die sinkenden Löhne, die den Verfall der Produktivität 
herbeiführen und als eine Blockade der Modernisierung wirken29. 
6. Polarisierungen aufdem Arbeitsmarkt 
Die Entwicklung und Spaltung des tertiären Sektors ist in hohem Maße mit der 
Herausbildung von "metropolitanen Dienstleistungszentren11 bzw. 11 global eitiesll 
verbunden, in denen sich die Zentralen bzw. Niederlassungen der transnational 
operierenden Konzerne und finanzkapitalistischen Institutionen konzentrieren30• In diesen 
Städten hat sich der Dienstleistungssektor immer mehr zu Lasten des industriellen Sektors 
(sofern solche ,Städte eigene Industrietraditionen hatten) ausgeweitet. 'Auf dem 
Arbeitsmarkt setzt sich eine neue Polarisierung durch. Auf der einen Seite steigt die 
Bedeutung der hochqualifizierten und z.T. privilegierten Arbeitsplätze mit hohen 
Einkommen bei Banken, Versicherungen, den Verwaltungen der internationalen 
Konzerne, den Wirtschaftsdiensten usw. , die überwiegend von der einheimischen 
Bevölkerung (bzw. von privilegierten Ausländergruppen) eingenommen werden. Zugleich 
spielt in solchen Zentren der öffentliche Dienst eine bedeutende Rolle. Auf den mittleren 
und oberen Ebenen der Berufshierarchie ist er den AusländerInnen (selbst den EG­
AusländerInnen) weitgehend verschlossen, während er sich auf den unteren Ebenen, z.B. 
bei der Müllabfuhr, für Ausländer geöffnet hat. 
Auf der anderen Seite steigt die Nachfrage nach minder qualifIZierten Tätigkeiten in 
Dienstleistungssektoren wie der Gastronomie, im Einzelhandel, aber auch bei der 
Produktion leichtindustrieller Güter. Dabei entstehen Sektoren der Ökonomie, die 
außerhalb der traditionellen Regelungssysteme (Tarifverträge, Institutionen der 
betrieblichen Interessenvertretung, Gewerkschaften, sozialstaatliche Versicherungs- und 
Vorsorgesysteme) stehen. Diese Segmente des Arbeitsmarktes tendieren - oftmals flankiert 
durch eine Politik der "Deregulierung" (z.B. durch Flexibilisierung der Arbeitszeit und der 
Beschäftigungsverhältnisse) zu einer Vielfalt von Tätigkeitsfonnen und 
Beschäftigungsverhältnissen: von fonnellen Tätigkeiten mit einem hohen Flexi­
bilisierungsgrad (Teilzeitarbeit, befristete Tätigkeiten) bis zu informellen und 
ungeschützten Beschäftigungsverhältnissen sowie bis zur illegalen Beschäftigung in der 
"Schattenökonomie" . 
Margit Mayer hat diese Polarisierungstendenz des Beschäftigungssystems und der 
Arbeitsmärkte in den ','Global eities" wie folgt zusammengefaßt "1. Die 
produktionsorientierten Dienstleistungen und Kontrollfunktionen, die sich in den großen 
Städten konzentrieren, benötigen neben der hochqualifizierten technischen und 
professionellen Arbeit eine extensive Infrastruktur anderer Arbeiten, die vom Bau und der 
Reinigung der Büros bis hin zur Bedienung der gut verdienenden Angestellten reicht 
(Hausarbeit, Kinder versorgen, Hunde ausführen, Reparaturen machen usw.). 2. Die 
konsumbezogenen Dienstleistungen sind (unter dem Stichwort 'hamburger economy') 
weithin bekannt für ihre Nachfrage nach Niedriglohnarbeit. 3. In den abgewerteten 
Fertigungsbereichen ist, genauso wie bei den produktionsorientierten Dienstleistungen, 
28 
Informalisierung (über subcontractmg, freie Mitarbeitertätigkeit, Sweatshops und 
Heimarbeit) zu einer direkten Profitmaximierungsstrategie geworden ... Die massenhafte 
Immigration aus 3.Welt Ländern stellt ein Reservoir billiger und manövrierbarer 
Arbeitskräfte für die Metropolen der USA und auch Europas bereit. Insgesamt bestehen 
31etwa 15 % der amerikanischen Beschäftigten aus solchen 'Illegalentt' . 
Es sind also gerade diese Sektoren, die die neue Migration (siehe "neue Migration", S.14) 
anziehen. Sie öffnen sich für "Migranten, Flüchtlinge, Mitglieder ethnischer Minderheiten 
und Frauen, die nun minder qualifizierte und gewerkschaftlich nicht kontrollierte 
Tätigkeiten ausüben müssen, bei denen ihnen wenig Verhandlungsspielraum bleibt und 
die Sicherheit des Arbeitsplatzes nicht gewährleistet ist ... Diese Entwicklungen haben 
tiefgreifende Auswirkungen auf die Situation der Arbeitsmigranten gehabt"32. 
7. Auswirkungen auf die Beschäftigung von AusLänderInnen 
Stephen Castles faßt die Auswirkungen dieser Veränderungen im Produktions- und 
Beschäftigungssystem auf die AusländerInnen in vier Punkten zusammen: 
• 	 Die massenhafte Einwanderung von minder qualifizierten ArbeiterInnen ist - aufgrund 
von restriktiven Einwanderungsbestimmungen seit Mitte der 70er Jahre - beträchtlich 
zurückgegangen; dennoch bilden illegale Einwanderer, Einwanderinnen und 
Flüchtlinge auch weiterhin eine Quelle für unqualifIzierte Arbeit. 
• 	 Die meisten der vor 1974 eingewanderten ArbeiterInnen haben es nicht geschafft, 
berufliche Mobilität zu erlangen. Sie üben weiterhin unqualifizierte Tätigkeiten in der 
Produktion, im Baugewerbe und in Dienstleistungsbetrieben aus. Oft überträgt sich 
dies auf ihre Kinder, weil die Bildungssysteme nicht in der Lage waren, ihnen eine 
angemessene Schul- und vor allem Berufsausbildung zu vermitteln. 
• 	 Die traditionellen Wege, auf denen MigrantInnen Zugang zu den Arbeitsmärkten 
fanden, sind mittlerweile versperrt - vor allem auch deshalb, weil in den klassischen 
Aufnahmesegmenten der fordistischen Massenproduktion in der Folge von 
Rationalisierung bzw. von Produktionseinschränkungen die Beschäftigung abgebaut 
wurde und sich eine "Schließung" dieser Arbeitsmärkte vollzogen hat. Daraus folgt für 
zahlreiche Angehörige der "zweiten Generation", sowie für neue MigrantInnen, daß 
sie häufIg einer längeren Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind oder unsichere und oftmals 
illegale Tätigkeiten im Dienstleistungssektor verrichten müssen. 
• 	 Es hat sich ein neuer informeller Sektor entwickelt, in dem Mitglieder ethnischer 
Minderheiten sowohl als KleinunternehmerInnen als auch als ArbeiterInnen tätig 
sind33. 
Angesichts dieser neuen Entwicklungstendenzen muß also die Theorie von der 
Segmentierung der Arbeitsmärkte (Dual-Labour-Market-Theory) modifiziert und erweitert 
werden. Für die tlalte Migration" konnte von einer Spaltung bzw. Abschottung zwischen 
einem primären und einem sekundären Arbeitsmarkt auf der Ebene der Betriebe 
ausgegangen werden. Die Ausländerbeschäftigung konzentrierte sich im sekundären 
Segment. Dabei spielten die Großbetriebe der industriellen Massenproduktion eine 
entscheidende Rolle. Inzwischen haben sich im Dienstleistungssektor neue formelle und 
informelle Arbeitsmarktsegmente herausgebildet, die das wichtigste Reservoir für prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse und damit für die teilweise Absorbtion der "neuen Migration" 
bilden. Daraus folgt wiederum, daß die politische Regulation der Migration, die sich 
wesentlich auf die rechtliche Definition des "Ausländerstatus", auf die spontanen 
Integrationsmechanismen des Arbeitsmarktes sowie der Arbeitsverfassung 
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Die ausländische Wohnbevölkerung in Hessen 
1. Jeder zehnte Einwohner Hessens besitzt eine andere als die deutsche 
Staatsangehörigkeit 
In Hessen lebten 1990 612.134 
Diagramm 1: Ausländerinnen und Ausländer in Hessen Ausländer und Ausländerinnen1 , 
- Zeitreihe 
das sind 10,6% der etwas über 5,1 
Millionen EinwohnerInnen 700.000 
Hessens2. Der Ausländeranteil 
liegt damit in Hessen etwas höher 600.000 
als in Deutschland insgesamt3, 
500.000dort lag er 1989 bei 7,7% (4,84 
Mill.)4. 
Im Vergleich der Bundesländer 
lebten in absoluten Zahlen mehr 
AusländerInnen in Nordrhein­
Westfalen, Baden-Württemberg 
und Bayern; bezogen auf einen 
prozentualen Anteil an der Be­
völkerung lag dieser unter den Flä- 1965 1970 1975 1980 1985 1987* 1989 1990 
chenstaaten nur in Baden- '* Daten der Volkszählung Mai 1987 
Württemberg etwas höher als in 
Hessen5. 
Ursache für eine verhältnismäßig zahlreiche ausländische Bevölkerung dürfte die durch 
das Rhein-Main-Gebiet relativ große städtische Bevölkerung Hessens sein; 
Ausländerinnen und Ausländer leben aufgrund der dort verfügbaren Arbeitsplätze eher in 
den Städten. 
Wie in der Bundesrepublik insgesamt ist auch in Hessen die Ansiedlung dieser vor allem 
aus Südeuropa und der Türkei stammenden Bevölkerungsgruppen Ergebnis der 
Arbeitskräfteanwerbung der fünfziger und sechziger Jahre. Bereits 1965 lebten über 
200.000 AusländerInnen in Hessen; die Zahlen sanken dann in den Krisenjahren (1967, 
1974-76, 1982-84) immer wieder leicht ab; in der Gesamttendenz aber stiegen sie an. 
Auch der Anwerbestop von 1973 konnte dies nicht verhindern, da die hier lebenden 
Arbeitskräfte ihren Anspruch auf ein Zusammenleben mit ihren Familien geltend 
machten. 1972 lebten etwa 400.000 AusländerInnen in Hessen, 1981 waren es dann über 
500.000, 1990 über 600.0006. 
2. Drei Phasen der Zuwanderung 
Die heute in Hessen lebenden Ausländerinnen und Ausländer kamen in einer ersten Phase 
vorwiegend als angeworbene Arbeitskräfte. Staat, Wirtschaft und sie selber gingen 
zunächst von einem nur vorübergehenden Aufenthalt aus (siehe auch Kapitel 11 "Alte und 
neue Migration", S.11 ff.). Mit abflauender Konjunktur Anfang der siebziger Jahre wurde 
ihre Anwesenheit in Frage gestellt. Der staatlich und gesellschaftlich gestützte 
Rückkehrdruck setzte sich aus zwei Gründen nicht direkt in die Praxis um: Erstens bildete 
inzwischen für viele Migrantlnnen die Bundesrepublik den Lebensmittelpunkt und 
zweitens gehörten sie zu den festen Bestandteilen des Beschäftigungssystems, so daß ihre 
Arbeitskraft nur selten einfach substituiert werden konnte. Zwar verließ eine große Gruppe 
der AusländerInnen, weil sie arbeitslos wurden oder auch gerne wieder in die Heimat zu­




holten - was' übrigens Diagramm 2: Entwicklung der Asylbewerber-, Aus- und 
ein verbrieftes Men­ Obersiedlerzahlen in der Bundesrepublik Deutschland 198()..1990 
schenrecht ist - stieg in 
einer zweiten Phase, 
jetzt durch den Fami­
liennachzug (daneben 
durch den Geburten­
überschuß und eine 
wachsende Zahl von 
Flüchtlingen), ab 1973 
die Zahl der auslän­
dischen Bevölkerung 
weiter an. Von einer 
dritten Phase der Zu­
wanderung muß man *1990 nur bis zum 30.6.1990 
wohl für die Zeit seit 
1988, insbesondere 1989, sprechen. 
3. Der neue Einwanderungsschub: Aus- und ÜbersiedlerInnen 
Seit 1950 war der Wanderungsgewinn, d.h. die Zahl der Zuzüge abzüglich der Fortzüge, 
in Hessen nicht mehr so hoch gewesen wie 1989: er betrug ca. 96.000 Personen und 
verdoppelte sich damit gegenüber dem Vorjahr7• Nach negativen Wanderungsbilanzen in 
den frühen achtziger Jahren hatte Hessen 1985 einen leichten Überschuß der Zuzüge zu 
400.ooo~----;::=====1--------=-~ 
350.000 • Asylbewerber 
11 Ü bersiecler* 
• Aussiecler 
1980 1983 1985 1987 1988 1989 1990 
verzeichnen, der 1988 
auf ein Plus von 49.000 
Menschen (darunter 
26.000 AusländerInnen) 
anwuchs. Über die Lan- 40.000 
desgrenze zugezogen 35.000 
sind 1989 209 .000 30.000 
Personen. Hierunter 25.000 
aufgeführt sind auch 20.000 
Deutsche, die z.B. von 15.000 
Hamburg nach Hessen 10.000 
umzogen. Ein gutes 
Diagramm 3: Aussiedler (darunter aus Polen und der 





Drittel der Zugezogenen 5.ooo'!==~~~I=:~::::::~____+-___---1o 
waren Nichtdeutsche; 1986 1987 1988 1989 1990 
auch ihre Zahl stieg 
deutlich um knapp 9%. Mit gut 15.000 Zuzügen stellten die Polen und Polinnen eine sehr 
große Gruppe; nur halb so viele Menschen stammten aus der Türkei (ca. 8000). Gut 8.000 
AsiatInnen und 3.000 AfrikanerInnen zogen neu nach Hessen. Knapp 40.000 kamen aus 
der damaligen DDR. In der ersten Jahreshälfte 1990 (am 1.7. 1990 wurde die statistische 
Erfassung eingestellt) kamen über 20.000 DDR-ÜbersiedlerInnen nach Hessen. Von 1980 
bis 1988 hatte ihre Zahl jeweils zwischen 1.200 und 4.100 gelegen8. Fast 10.000 aus den 
Ostblockstaaten kommende Deutsche sind für 1989 in der Statistik verzeichnet. Da es bei 
den beiden letztgenannten Gruppen kaum Fortzüge gab, beträgt die sogenannte 
Nettozuwanderung 49.000. Die Aus- und ÜbersiedlerInnen sind also wesentlich für die 
Rekordzuwanderung verantwortlich. Unter den Nichtdeutschen dagegen sind keineswegs 
alle dauerhafte Einwanderer. Da über 42.000 AusländerInnen Hessen verließen (davon 
33.500 ins Ausland), beläuft sich hier die Wanderungsbilanz auf 33.428. Dabei war die 
34 
Zunahme der nichdeutschen Bevölkerung in den Regierungsbezirken Kassel (13,3%) und 
Gießen (10,7%) prozentual bei allerdings deutlich geringeren absoluten Zahlen größer als 
im Regierungsbezirk Darmstadt (7,0%). Unter den Zugezogenen, die aus Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik kamen, war der Anteil der Nichtdeutschen im Regie­
rungsbezirk Darmstadt gleichzeitig wesentlich höher als in den Regierungsbezirken 
Gießen und Kassel; daraus könnte geschlossen werden, daß Aus- und ÜbersiedlerInnen 
weniger stark in das Rhein-Main-Gebiet drängten. 
Die Hauptzuwanderer der späten achtziger Jahre waren eher Aus- und ÜbersiedlerInnen 
als F1üchtlinge. Bundesweit stieg ihre Zahl von knapp 100.000 (1987) auf 243.000 im Jahr 
1988 und 1989 dann auf 721.000. Dem standen 1989 etwa 120.000 AsylbewerberInnen 
gegenüber. 1990 kamen erneut 397.000 AussiedlerInnen, 193.000 AsylbewerberInnen und 
in der ersten Jahreshälfte 1990 noch 238.000 Menschen aus der DDR. Die 1991 
verzeichneten Rückgänge der AussiedlerInnenzahlen sind vor allem auf ein geändertes 
Verfahren zurückzuführen. Innerhalb des vereinigten Deutschlands hält die Binnen­
migration aus den östlichen in die westlichen Bundesländer weiterhin an. Bundesweit sind 
im ersten Jahr nach der Währungsunion, also bis Juli 1991 etwa 240.000 Menschen aus 
dem Osten in den Westen der Bundesrepublik gezogen. 
Wieviele Aussiedlerinnen und Aussiedler in Hessen leben, ist nicht genau zu beziffern. Sie 
werden lediglich nach der Einreise registriert und dann auf die Bundesländer verteilt 
Unklar ist dabei , inwieweit die AussiedlerInnen das Recht in Anspruch nehmen, ihren 
Wohnort selbst zu wählen. Nach der Einreise sind sie von anderen deutschen 
Staatsangehörigen noch für fünf Jahre in den Statistiken der Bundesanstalt für Arbeit, 
soweit sie deren Leistungen in Anspruch nehmen, unterscheidbar und werden ansonsten 
als Deutsche aufgeführt. 
4. Mehr Flüchtlinge suchen Asyl 
Die AsylbewerberInnenzahlen in der Bundesrepublik sind ein Spiegel von Hunger, 
Kriegen, ökologischen Katastrophen und politischer Verfolgung in der Welt. Insbesondere 
seit Ende der achtziger Jahre ist die Zahl der Asylanträge in der Bundesrepublik drastisch 
gestiegen. Lag die Zahl der AsylbewerberInnen 1975 noch unter 10.000, so erreichte sie 
1980 einmal über 100.000 Anträge, um dann wieder deutlich zu sinken. Seit 1988 steigen 
die Zahlen auf zunächst 103.000, 1989 dann auf 121.000, 1990 auf 193.000 und 1991 auf 
256.112 Anträge. 
Durch die internationale Bedeutung des Frankfurter F1ughafens reisen relativ viele F1ücht­
linge in Hessen ein. So stellte etwa 1987 und 1988 ein Viertel der Asylbewerberinnen und 
-bewerber in Deutschland den Asylantrag in Hessen. Da aber zunehmende Zahlen von 
F1üchtlingen nicht mehr aus Asien oder Afrika, sondern beispielsweise aus Jugoslawien 
oder Rumänien und damit auf dem Landweg kommen, sinkt der relative Anteil in Hessen 
gestellter Asylanträge. Etwa 15% der in Deutschland Asylsuchenden, so die Ministerin 
Blaul in einer Landtagsdebatte im September 1991, kommen zur Zeit in Hessen an9. Da 
AsylbewerberInnen aber nach wenigen Wochen für die Dauer ihrer Antragsbearbeitung 
nach Quoten auf die einzelnen Bundesländer verteilt werden, muß Hessen aktuell 7,44% 
von ihnen aufnehmen. Anfang 1992 wurden etwa 40.000 F1üchtlinge in den hessischen 
Kommunen untergebracht 10. Seit das befristete Arbeitsverbot für Asylsuchende im Juni 
1991 aufgehoben wurde, sind diese F1üchtlinge ein Arbeitskräftepotential für besonders 
unattraktive Arbeiten: sie erhalten vor ihrer Anerkennung nur dann eine Arbeitserlaubnis, 




Wieviele F1üchtlinge insgesamt in Hessen leben, ist nicht bekannt. Anerkannte Asyl­

berechtigte können ihren Wohnort frei wählen. 1991 waren dies nach einem Bescheid der 
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Zimdorfer Behörde 6,9% der AntragstellerInnen; durch Gerichtsentscheidungen wird 
erfahrungsgemäß noch einmal etwa die gleiche Zahl anerkannt. Flüchtlinge, deren Antrag 
auf Asyl abgelehnt wurde, verlassen zum Teil Deutschland wieder. Ein großer Teil aber 
kann bleiben, da z.B. Flüchtlinge aus Bürgerkriegsgebieten durch die Genfer 
Flüchtlingskonvention vor Abschiebung geschützt werden oder da die Bundesregierung 
bestimmte Flüchtlingsgruppen (z.B. aus Vietnam oder Albanien) duldet(e). 1989 waren 
dies ca. 57% der abgelehnten Asylbewerberlnnen. Die Zahl der in der Bundesrepublik 
insgesamt lebenden Flüchtlinge ist überaus umstritten und nicht exakt feststellbar; 
Schätzungen belaufen sich auf eine halbe bis eine Million. 
5. Ausländische InländerInnen: Die Mehrheit lebt seit über 10 Jahren in 
Deutschland 
Ohne Zweifel stellen die oben beschriebenen Prozesse des Zuzugs von ArbeitsmigrantIn­
nen und ihren Familien einen Einwanderungsprozeß dar. Deutlich über die Hälfte der 
Nichtdeutschen in Hessen (58,2%) leben zehn und mehr Jahre in Deutschland. Das 
entspricht ziemlich genau der Situation in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt. 
Eine Aufenthaltsberechtigung, die einen erhöhten Schutz vor Ausweisung gewährt, hatten 
1987 im Bundesgebiet, trotz ihres langen Aufenthaltes hier, nur 11,7% der 
Nichtdeutschen (22,7% der Türken und Türkinnen), 38,4% hatten eine unbefristete und 
43,1 % eine lediglich befristete Aufenthaltsgenehmigung!!. 
6. Geschlechterverhältnis und Altersstruktur nähern sich (bei bleibenden 
Unterschieden) denen der deutschen Bevölkerung an 
Als Arbeitskräfte angeworben worden waren zunächst vor allem Männer. Dementspre­
chend stellten sie etwa 196569,7% der ausländischen Bevölkerung in Hessen. Durch den 
Nachzug von Frauen veränderte sich dieses Bild kontinuierlich und näherte sich dem 
Männer-Frauen-Verhältnis in der Gesamtbevölkerung an. 1989 waren 54,55% der 
nichtdeutschen Bevölkerung Hessens männlichen Geschlechts; in der Gesamtbevölkerung 
gibt es demgegenüber etwas mehr 
Frauen als Männer!2. Auch durch Diagramm 4: Die Altersstruktur der deutschen und 
diese Strukturveränderung und die ausländischen Wohnbevölkerung Hessens 1989 
im Vergleich zu den Männern 
geringere Erwerbstätigkeit der 
Frauen sank bei einer steigenden 
Zahl der ausländischen Wohn­
bevölkerung die Zahl der 
erwerbstätigen Ausländerinnen und 
Ausländer. 
Annäherungen gibt es auch in der 
Alters struktur. Allerdings gehören 
mit 75,6% der nichtdeutschen 
unterBevölkerung gegenüber 69,3% der 6 
deutschen Bevölkerung weiterhin 
mehr AusländerInnen der Alters­
gruppe der 15- bis unter 65jährigen 
an. Fast die Hälfte ist im Alter von 21 bis unter 45 Jahren. Sie sind also im größerem Maß 
potentiell erwerbstätig. Im Rentenalter sind erst ganz wenige Ausländer und 
Ausländerinnen (2,3% gegenüber 17%). Ein großer Teil aber ist unter 15 Jahre alt und 
damit Kindergartenkind oder Schülerln und bald auf der Suche nach weiterführenden 
Ausbildungsmöglichkeiten. Unter den SchülerInnen betrug der Ausländeranteil 1990 in 
• Deutsche 
11 Auslätder 
6 bis 15 bis 18 bis 21 bis 45 bis 65 
unter unter unter unter unter oder 
15 18 21 45 65 mehr 
36 
Hessen 14%13. 
Auch bei den AussiedlerInnen ist die Altersstruktur so, daß manche in ihnen die Retter 
deutscher Renten sehen. Die unter 18jährigen stellten mit 23,8% bei den Männem und 
31 % bei den Frauen einen wesentlich größeren Anteil als in der deutschen Bevölkerung 
(19,2% / 16,6%). Auch die 25- bis unter 45jährigen sind bei den AussiedlerInnen 
wesentlich stärker vertreten (37,5% /36,5% gegenüber 29,3% bzw. 25,7%). Die Gruppe 
im Alter von 60 und mehr Jahren ist relativ gering vertreten14. 
7. Die größte Gruppe der Ausländerinnen und Ausländer kommt aus der Türkei 
Die größte nichtdeutsche Nationalitätengruppe sind schon seit den frühen siebziger Jahren 

die Türkinnen und Türken. Hier unterscheidet sich Hessen nicht von der Bundesrepublik. 





Diagramm 5: Nationalitätenstruktur der in Hessen lebenden deutschen in Hes­
Ausländerinnen - Zeitreihe 
sen hatten 1989 
eine türkische 
Staatsbürger­
schaft. Mit 33,3% 
war deren Anteil Ei lOrken 
im Bundesgebiet 11 Spanier 
allerdings deut­ CI Portugiesen 
lich höher. An • Jugoslawen 
zweiter und drit­ mItaliener 
ter Stelle folgen • Griechen 
in Hessen mit 65­
70.000 Menschen 
die JugoslawIn­
nen und die Ita­
lienerInnen, dann 
mit 25-30.000 die GriechInnen und die SpanierInnen. Große Zuwachsraten verzeichneten 
in absoluten Zahlen im Verlauf der achtziger Jahre die osteuropäischen Staatsangehörigen 
(insbesondere aus Polen) und die MarokkanerInnen. Höher als im Bundesgebiet ist in 
Hessen, sicher bedingt durch die wirtschaftliche Stellung des Rhein-Main-Gebietes, der 
Anteil der US-AmerlkanerInnen15• 
Geht man nach der Nationalität, dann müßten den O.g. Zahlen noch eingebürgerte 
deutsche Staatsangehörige türkischer, italienischer und anderer Nationalität hinzugezählt 
werden. Deren Zahl ist allerdings·relativ gering. 
28,3% der ausländischen Wohnbevölkerung in Hessen (27,4% im Bundesgebiet) hatten 
die Staatsangehörigkeit eines EG-Staates und genossen damit das Recht auf freie Einreise 
und Aufenthalt und brauchten keine Arbeitserlaubnis. 
Trotz deutlich dominierender großer Gruppen gibt es in Hessen eine riesige Nationali­
tätenvielfalt. Kinder aus ca. 110 Nationen besuchen hessische Schulen; bei den Wahlen 
zur Kommunalen Ausländervertretung in Frankfurt waren Angehörige von 152 Nationen 
wahlberechtigt16. Solche Zahlen verdeutlichen die Breite der Sprachen und Kulturen in 
Hessen; sie verweisen auch auf Probleme, die eine Sicherung sprachlicher und kultureller 
Entwicklungsmöglichkeiten bedeuten würde. Allerdings gehören über zwei Drittel der 
Nichtdeutschen in Hessen (in den Schulen vier Fünftel) sieben Nationalitäten an. 
1975 1980 1985 1987* 1989 
* An die Ergebnisse der Volkszählung 1987 angepaßte Daten 
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8. Deutsche Städte mit dem höchsten Ausländerlnnenanteilliegen in Hessen 
Zentrum Rhein-Main-Gebiet 
Die ausländische Bevölkerung lebt in Hessen überaus konzentriert im Rhein-Main-Gebiet 
Im Regierungsbezirk Darmstadt mit den Städten Darm stadt, Frankfurt, Offenbach und 
Wiesbaden leben allein 
knapp 80% der hessischen Diagramm 6: Ausländeranteil in % der entsprechenden 
Nichtdeutschen. Zwar lebt Gesamtbevölkerung in Hessen und ausgewählten 
hessischen Städten am 31.12.1989 hier auch ein relativ großer 
Teil der deutschen Bevöl­
kerung, mit etwa 62% ist 
deren Anteil aber doch deut­
lich niedriger. Der Bevöl­
kerungsanteil der Auslän­
derinnen und Ausländer im 
Regierungsbezirk Darmstadt 
beträgt 12,8%, in den 
Regierungsbezirken Gießen 
und Kassel nur bei 6,0 bzw. 
4,8%. 
Bedingt vor allem durch die 
Art und den Ort der Arbeits­
plätze, für die sie angeworben wurden und die ihnen heute offen stehen, und wohl auch 
durch die Anziehungskraft der Einwandererkolonie leben die meisten Ausländerinnen in 
den Städten. Im deutschen Vergleich übt das Rhein-Main-Gebiet eine besondere 
Anziehungskraft aus. Hier liegen mit Frankfurt und Offenbach die Städte mit den in der 
Bundesrepublik schon seit Mitte der siebziger Jahre höchsten Ausländeranteilen. Sie lagen 
in Frankfurt 1990 bei 24,3% (erstes Halbjahr 1991: 24,8%), in Offenbach bei 21,4% 
(erstes Halbjahr 1991: 22,9%)17. 
Anmerkungen 
"Ausländer" sind für die Statistik alle Personen. die nicht Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs.l des 
Grundgesetzes sind. Eingeschlossen sind Staatenlose und Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit, nicht 
aber Angehörige der Stationierungsstreitk.räfte und der ausländischen diplomatischen und konsularischen 
Vertretungen. 
2 	 Die AusländeIZahlen werden auf unterschiedlicher Basis ermittelt. Das Statistische Taschenbuch für das Land 
Hessen 1990/91 nennt auf Basis des Ausländerzentralregisters (AZR) für 1989 die Zahl von 552.411 Nicht­
deutschen. Nach der von den Daten der Meldeämter ausgehenden Gerneindestatisrlk belief sich deren 
Zahl auf 561.170 im gleichen Zeitraum. Daß das AZR Fehlerquellen enthält, zeigte auch die Volkszählung 1987. 
nach der die Ausländerzahl nach unten korrigiert werden mußte. V gL auch: Hessisches Statistisches Landesamt, 
Kurzmeldung Staat und Wirtschaft in Hessen 11/91. 
3 	 Die Statistik trennt hier weiterhin zwischen den nenen und den alten Bundesländern. Im folgenden bezie­
hen sich die Zahlen für Deutschland auf das Bundesgebiet ohne die nenen Bundesländer. 
4 	 Vgl. für Hessen: Statistische Berichte des Hessischen Landesamtes für Statistik. Bevölkenmgsvorgänge in 
Hessen 1990. Für das Bundesgebiet ohne die nenen Bundesländer: Statistisches Jahrbuch 1991. Die Zahlen für 
1990 werden im Statistischen Jahrbuch 1992 veröffentlicht, das erst Ende Oktober 1992 erscheinen wird. 
5 Statistisches Jahrbuch 1991. S.68. Diese Relationen gelten seit 1967. 

6 Ausländer in Hessen 1983/84; Bevölkerungsvorgänge in Hessen 1990. S.10 

7 Zum folgenden vergleiche Günter Grün. Bevölkerungsentwicklung 1989. in: Staat und Wirtschaft in Hessen 9/ 

90, S.286 - 289; detaillierte Zahlen in: Bevölkerungsvorgänge in Hessen 1989 
8 Statistisches Jahrbuch 1991. S.94 
Land 
0% 10% 15% 25% 
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9 Hessischer Landtag, 13.WP, 15. Sitzung, 17.9.1991, S.721 
10 	 Ministerin Blaul nach FR 8.2.1992 
11 	 Wirtschaft und Statistik 5/88. In der seit dem 1.1.1991 gültigen Neufassung des Ausländerrechtes wird 
zwischen den einzelnen Arten der zu erteilenden Aufenthaltserlaubnis wesentlich genauer differenziert. 
Auch die Gnmdidee der Rotation (Aufenthalt zur Arbeitsaufnahme und Rückkehr ins Heimatland, wenn diese 
Arbeit beendet ist) wurde wieder aufgenommen und rechtlich veIankert. Vgl.: D. Bischoff/W. Teubner, Zwi­
schen Einbürgerung und Rückkehr, Berlin 1991 
12 	 Statistisches Taschenbuch für das Land Hessen 1990/91, S.48 
13 	 Staat und Wirtschaft in Hessen 5/91, S.160 
14 	 1988, nach Wirtschaft und Statistik 9/89, S.586 
15 	 Bundesministeriwn Arbeit UIld Sozialordnung, Atbeits- und Sozialstatistik, Hauptergebnisse 1991, S.13 
16 	 Kurzmeldung in Staat und Wirtschaft in Hessen 5/91, S.160 





erst zu einem späteren Zeitpunkt an dem allgemeinen Beschäftigungszuwachs. Diese 
Tendenz deckt sich im 
wesentlichen mit den 
Entwicklungen auf dem bundes­
Diagramm 7: Zu- bzw. Abnahme der 
Beschäftigungszahlen in Hessen 
deutschen Arbeitsmarkt (ohne 
die neuen Bundesländer)1. Auch 80.000 
dort kann ab Mitte der 80er 60.000 
Jahre ein Beschäftigungszuwachs 
beobachtet werden, an dem die 40.000 
AusländerInnen erst zu einem 20.000 
späteren Zeitpunkt partizi­ o 
pierten2• 
-20.000 
Weiterhin zeigt sich, daß die Be­
schäftigung von Ausländerinnen -40.000 
und Ausländern in Hessen (und -60.000 
Jun 91Jun 83 Jun 85 Jun 87 Jun 89 Jun 90in der Bundesrepublik Deutsch­





Die Entwicklung auf dem hessischen Arbeitsmarkt in den 80er Jahren 
1. Allgemeine Entwicklungen in den 80er Jahren 
Nach einem allgemeinen Beschäftigungsrückgang in Hessen zu Beginn der 80er Jahre ist 
seit 1985 wieder ein kontinuierlicher Beschäftigungszuwachs zu beobachten. Diagramm 7 
zeigt, daß der Beschäftigungszuwachs bei den deutschen und den ausländischen 
Beschäftigten unterschiedlich verlief: die Ausländerinnen und Ausländer partizipierten 
ist: Im Juni 1980 wurden in Hessen insgesamt 233.199 und im Juni 1991 216.565 
ausländische Beschäftigte registriert, der AusländerInnenanteil an den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist in Hessen von 11,84% (1980) auf 9,82% 
(1991) gesunken3. Der massive Beschäftigungsrückgang zwischen 1980 und 1985 konnte 
trotz positiver Entwicklungen in den darauffolgenden Jahren bisher nicht wieder aufgeholt 
werden. 
1991 konnte in der Bundesrepublik Deutschland zudem ein deutlicher Anstieg der er­
teilten Arbeitserlaubnisse beobachtet werden. Dies ist in erster Linie auf eine starke 
Zunahme der erstmalig erteilten allgemeinen Arbeitserlaubnis zurückzuführen, die auf der 
einen Seite ab 1. Juli 1991 mit den neuen arbeitsrechtlichen Bestimmungen für 
Asylbewerber und -bewerberinnen (Wegfall der Wartezeit) und auf der anderen Seite mit 
einer Zunahme der Werkverträge zusammenhängt. Letztere, d.h. die Arbeitsaufnahme im 
Rahmen von Werkverträgen, Saisonarbeiten und Grenzbeschäftigungen wurden durch die 
Neuregelungen in der Arbeitserlaubnisverordnung ermöglicht, die seit dem 1. Januar 1991 
in Kraft getreten sind. Werkvertragsarbeitnehmer sind für die Dauer von 24 Monaten von 
der Sozialversicherungspflicht befreit. Auf Antrag kann diese Regelung auf 36 Monate 
verlängert werden4• 
Die Verteilung nach Nationalitäten zeigt, daß diese Art der Arbeitsaufnahme in der 
Bundesrepublik Deutschland in erster Linie von PolInnen, UngarInnen, JugoslawInnen, 
TschechoslowakInnen und RumänInnen in Anspruch genommen wird und insgesamt die 
Angehörigen der ehemaligen Ostblockländer mit Abstand überwiegen5. 
Ebenfalls stark angestiegen ist nach Schätzungen der Bundesanstalt für Arbeit die illegale 
Ausländerbeschäftigung, wobei die amtlich bekannten Fälle nur einen Teil der 
tatsächlichen illegalen Arbeit darstellen6• 
Im übrigen hat sich die Zusammensetzung der ausländischen ArbeitnehmerInnen nach 
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Nationalitäten in den Diagramm 8: Sozialversicherungspflichtig beschäftigte 
letzten zehn Jahren ver­ Ausländerinnen in Hessen nach Nationalitäten 
ändert: 
Diagramm 8 zeigt die 
Entwicklung in Hessen 
in Bezug auf die ein­
zelnen Nationalitäten im 
Juni 1979 und im Juni 
1991. Während die Zahl 
der türkischen Beschäf­
tigten zugenommen hat, 
ist bei allen anderen 5 
Nationen ein Rückgang 
zu beobachten. Die An­
teile der einzelnen Na­
tionalitäten an den 
ausländischen Beschäftigten in Hessen insgesamt unterscheidet sich kaum von der 
Verteilung der einzelnen Nationalitäten auf Bundesebene: Auch hier stellen die Türken 
und Türkinnen die größte Gruppe (1979 27,95%; 1991 33,31%), gefolgt von den 
JugoslawInnen (1979 19%; 1991 17,13%) und den ItalienerInnen (1979 15,54%; 1991 
9,05%). 
Bemerkenswert ist allerdings, daß der Anteil der ausländischen Beschäftigten an allen 
ArbeitnehmerInnen in Hessen traditionell höher ist als im Bundesgebiet: 1991 waren in 
Hessen 9,82% aller Beschäftigten ausländischer Nationalität; gegenüber 8,2% in der 
Bundesrepublik Deutschland7• 
In Südhessen mit den Städten Darmstadt, Frankfurt, Hanau, Offenbach und Wiesbaden 
leben und arbeiten über 80% der in Hessen gemeldeten AusländerInnen. Das Rhein-Main­
Gebiet ist aufgrund seiner allgemein großen Bedeutung für die hessische Wirtschaft zum 
ökonomischen Zentrum herangewachsen und zu einem Anziehungspunkt auch für die 
ausländischen ArbeitnehmerInnen geworden. 
Der seit 1989 überdurchschnittliche Beschäftigungszuwachs bei den ausländischen 
ArbeitnehmerInnen müsse -laut den Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit­
"vor dem Hintergrund gesehen werden, daß deutsche Arbeitskräfte für einzelne Tä­
tigkeiten nicht ausreichend zur Verfügung stehen "8. 
Untermauert wird diese Feststellung durch die Zahlen in . den einzelnen Wirtschaftsab­
teilungen, die weiter unten genauer untersucht werden sollen. Der Beschäftigungsgewinn 
auf Seiten der ausländischen ArbeitnehmerInnen zwischen Juni 1990 und Juni 1991 
verteilt sich zu ca. 90% auf die Wirtschaftssektoren Dienstleistungen (vor allem Hotel­
und Gaststättengewerbe), Verarbeitendes Gewerbe, Handel und Baugewerbe. 
Trotz des Beschäftigungszuwachses sind 1991 die Arbeitslosenzahlen bei den Aus­
länderInnen erstmals seit 1988 wieder gestiegen. Dies gilt sowohl für die Bundesrepublik 
Deutschland als auch für das Bundesland Hessen. Gleichzeitig sind die Arbeitslosenzahlen 
bei den Deutschen weiterhin gesunken. 
2. Allgemeine Entwicklungen in ausgewählten Wirtschojtszweigen 
Seit den ersten Jahren der Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte ist das Verarbeitende 
Gewerbe der Hauptarbeitgeber ausländischer Beschäftigter gewesen. 





tigt, während sich zu diesem 1980 
Zeitpunkt. bei den deutschen 
ArbeitnehmerInnen schon ein 
Wechsel zum tertiären Sektor 
deutlich abzeichnete. Knapp 
51 % der ausländischen Be­
schäftigten waren im Verar­
beitenden Gewerbe tätig, 
gegenüber etwas über 38% der 
deutschen Beschäftigten. Zwar 
lag auch im Juni 1991 der Verarb. Gew. Dienstl. Verarb. Gew. Dienstl. 
Anteil der ausländischen 
Diagramm 9 zeigt, daß sich in diesem Zusammenhang ein Wandel auf dem hessischen 
Arbeitsmarkt vollzogen hat: 
Im Juni 1980 waren über die Diagramm 9: Anteil deutscher und ausländischer 
Beschäftigter in Hessen an ausgewählten Hälfte der ausländischen Ar­
Wirtschaftsgruppen 
Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe über dem Anteil der Deutschen, er ist aber im 
Vergleich sehr viel stärker zurückgegangen. In der Gesamttendenz läßt sich festhalten, 
daß erstens sowohl bei den deutschen als auch bei den ausländischen Beschäftigten der 
Anteil der im Verarbeitenden Gewerbe Tätigen gesunken und der Anteil der im gesamten 
Dienstleistungsbereich9 Tätigen gestiegen ist. Zweitens ist das Verarbeitende Gewerbe als 
Arbeitgeber für die ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiterhin von 
größerer Bedeutung als für die Deutschen10• 
Die Entwicklungen auf dem hessischen Arbeitsmarkt unterscheiden sich insofern von den 
Entwicklungen auf dem bundesdeutschen Arbeitsmarkt, als auch im Juni 1991 der größte 
Anteil der ausländischen ArbeitnehmerInnenin der Bundesrepublik Deutschland (etwas 
über 50%) - trotz sinkender Zahlen - im Verarbeitenden Gewerbe beschäftigt wurde und 
der AusländerInnenanteil im Dienstleistungssektor zwar gestiegen ist aber mit nicht ganz 
40% unter den mehr als 48% im hessischen Dienstleistungsbereich liegt11-. Auch bei den 
deutschen ArbeitnehmerInnen zeigt sich, daß der Anteil der im Dienstleistungsbereich 
Tätigen auf Bundesebene geringer als in Hessen ist. Diese Zahlen zeigen ohne Zweifel, 
daß der gesamte Dienstleistungssektor als Arbeitgeber in Hessen insgesamt eine größere 
Rolle spielt als im Bundesgebiet. 
3. Sozialversicherungspflichtig beschäftigte ArbeitnehmerInnen im Verarbeitenden 
Gewerbe 
Wie oben bereits erwähnt, ist die absolute Zahl der ausländischen Beschäftigten in Hessen 
(wie auch in der Bundesrepublik) seit Juni 1980 trotz des Wiederanstiegs in der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre insgesamt zurückgegangen. 
Diagramm 10 zeigt, daß im wesentlichen der Stellenabbau im Verarbeitenden Gewerbe 
dafür verantwortlich ist. Hier sind in den letzten zehn Jahren über 25.000 Arbeitsplätze, 
auf denen AusländerInnen beschäftigt waren, entweder abgebaut und/oder mit Deutschen 
neu besetzt worden12. Letzteres wird auch durch die hessischen Zahlen bei den deutschen 
ArbeitnehmerInnen belegt 13: die absolute Zahl der Beschäftigten im Verarbeitenden 
Gewerbe hat gegenüber 1980, trotz eines sinkenden relativen Anteils, noch zugenommen. 
Es ist zu vermuten, daß auch der Zuzug wachsender Zahlen von Aus- und Übersied­
lerInnen seit Ende der 80er Jahre dazu beigetragen hat, die AusländerInnen von ihren 
Arbeitsplätzen im Verarbeitenden Gewerbe zu verdrängen. 
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Insgesamt verringerten sich die Beschäftigtenzahlen im Verarbeitenden Gewerbe in 
Hessen von Juni 1980 bis Juni 1991 um 16.223 ArbeitnehmerInnen. Im gleichen Zeitraum 
haben sich die Beschäftigtenzahlen· der ausländischen ArbeitnehmerInnen um 26.845 
Beschäftigte reduziert. Demgegenüber sind die Beschäftigtenzahlen der deutschen 
ArbeitnehmerInnen bis Juni 
1991 noch um 10.622 Diagramm 10: Ausländische Arbeitnehmerinnen und 
angewachsen. Diese Zahlen Arbeitnehmer in Hessen nach ausgewählten 
Wirtschaftszweigen - Zeitreihe legen die Vermutung nahe, 
daß es im hessischen 
Verarbeitenden Gewerbe zu 250.000 
einer massiven Veränderung 
200.000der Belegschaftszusammen­
setzung gekommen ist: auf 
150.000Kosten der ausländischen 
und zugunsten der deut­
100.000
schen Beschäftigten. 
Auf Bundesebene haben sich 50.000 
die Beschäftigtenzahlen im 
Verarbeitenden Gewerbe o 
von Juni 1981 bis Juni 1991 
- nach einem Einbruch 1983 
- um insgesamt 281.971 111 insgesamt [] Verarb.Gewerb.• Dienstl. insg. I 
ArbeitnehmerInnen erhöht. 
Die Beschäftigtenzahlen der deutschen ArbeitnehmerInnen stiegen von Juni 1981 bis Juni 
1991 sogar um 431.410. Im gleichen Zeitraum sanken dagegen die Beschäftigtenzahlen 
der ausländischen ArbeitnehmerInnen um 149.439. Dies zeigt, daß die ausländischen 
Beschäftigten ab Mitte der 80er Jahre nicht an dem - wenn auch geringen - Beschäfti­
gungszuwachs im Verarbeitenden Gewerbe auf Bundesebene partizipieren konnten.Auf 
dem hessischen und auch auf dem bundesdeutschen Arbeitsmarkt haben sich für die 
AusländerInnen insgesamt negative Entwicklungen ergeben. Insbesondere die 
Arbeitsplätze des Verarbeitenden Gewerbes, die in den letzten Jahren angeboten wurden, 
sind nicht mehr oder nur in sehr geringem Maße für AusländerInnen zugänglich. 
Die Anforderungen an die QualifIkation sind auch im Verarbeitenden Gewerbe im Zuge 
der technologischen Entwicklung stark gestiegenl4. Einiges deutet darauf hin, daß die 
ausländischen ArbeitnehmerInnen diesen Anforderungen nicht immer genügen können 
aber auch, daß diese Kriterien unter Umständen als Vorwand dienen können, um den 
Anteil der ausländischen gegenüber den deutschen Beschäftigten gering zu halten 15. 
4. Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Arbeimehmerlnnen im 
Dienstleistungsbereich 
Ein eindeutiger Beschäftigungszuwachs sowohl bei den deutschen wie auch bei den 
ausländischen ArbeitnehmerInnen läßt sich im gesamten hessischen 
Dienstleistungsbereich feststellen. Den größten Anteil an diesem Wachstum haben die 
Wirtschaftsbereiche, die in der Statistik unter dem Namen "Dienstleistungen. soweit 
anderweitig nicht genannt" zusammengefaßt sind: Gaststätten/Beherbergung, 
Reinigung/Körperpflege, Wissenschaft/Kunst/Publizistik, Gesundheits-N eterinäfWesen, 
Rechts-/Wirtschaftsberatung und Sonstige Dienstleistungen. Diese Gruppe steht mit einen 
Beschäftigungsgewinn in den vergangenen zehn Jahren von knapp 40% an erster Stelle, 
gefolgt von der Wirtschaftsgruppe Handel mit einem Beschäftigungsgewinn im gleichen 
Zeitraum von etwas über 14%. Damit liegt der Gewinn in Hessen über dem Zuwachs im 
Bundesgebiet (37%, bzw. 11%)16. Wie schon weiter oben erwähnt wurde, ist für die 
JunSO Jun85 Jun91 
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hessische Region die größere Bedeutung des tertiären Sektors als Arbeitgeber offensicht ­
lieh. 
Diagramm 11 zeigt, daß 
Diagramm 11: Beschäftigungswachstum im die deutschen Arbeit­ Dienstleistungssektor Hessens in dem Zeitraum zwischen 





bereich profitiert haben. 
Das überdureh ­
schnittliehe Wachstum 
wird vor allem bestimmt 
durch den Wirtschafts­
bereich "Dienstleistun­




gen, soweit anderweitig Insgesamt Deutsche Ausländerinnen 
nicht genannt": An 
erster Stelle steht hier die Gruppe "Sonstige Dienstleistungen"17, direkt gefolgt von der 
Gruppe IIRechts- und Wirtschaftsberatung" . Dies zeigt, daß vor allem der Bereich der 
Unternehmensbezogenen Dienstleistungen überproportional gewachsen ist18• 
Auf Bundesebene haben dagegen die ausländischen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
überdurchschnittlich von dem Beschäftigungszuwachs im gesamten 
Dienstleistungsbereich profitiert. Mit 30% liegen sie eindeutig über den mehr als 22% der 
gesamten sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und auch über dem Be­
schäftigungsgewinn bei den Deutschen von knapp 22%. Die Zuwachsraten bei den 
ausländischen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen im tertiären Sektor weichen 
insbesondere in dem Wirtschaftszweig Handel mehr als signifIkant von den Gesamt­
beschäftigten ab (Gesamt 10,99%, Deutsche 10,13% und AusländerInnen 30,21 %!)19. 
Die Heterogenität des gesamten Dienstleistungssektors macht es notwendig, einzelne 
Wirtschaftsbereiche genauer zu untersuchen. Sowohl auf Bundesebene als auch in Hessen 
hat die Wirtschaftsgruppe "Dienstleistungen soweit anderweitig nicht genanntll den 
größten Anteil an diesem Wachstum. Die Verteilung der Beschäftigten auf die einzelnen, 
in dieser Gruppe zusarnmengefaßten Branchen ist zwischen den deutschen und den 
ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sehr unterschiedlich. Dies sollen 
die Diagramme 12 und 13 am Beispiel des Landes Hessen graphisch anschaulich machen. 
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Diagramm 12: Verteilung der deutschen Arbeitnehmerinnen auf die 








• Sonstige Dienstleistungen 
1SOk 
Diagramm 13: Verteilung der ausländischen Arbeitnehmerinnen 








• Sonstige Dienstleistungen 
9% 
Bei den deutschen als auch bei den ausländischen ArbeitnehmerInnen zeigt sich, daß der 
Bereich tlSonstige Dienstleistungentl von relativ großer Bedeutung ist. Um so mehr stellt 
sich hier die Frage,· welche Tätigkeiten sich hinter dieser Wirtschaftsgruppe verbergen 
oder besser: welche Tätigkeiten werden von Deutschen und welche Tätigkeiten von 
AusländerInnen ausgeübt? Dies kann anhand der öffentlichen Statistiken nicht weiter 
spezifiziert werden. Es ist aber mit großer Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, daß 
AusländerInnen in sehr geringem Maße in Unternehmen wie Architektur- und 
Ingenieurbüros, Vermögensverwaltung und ähnlichem beschäftigt werden. Zumeist 
dürften sie bei der Müllabfuhr, dem Abfüll- und Verpackungsgewerbe und der 
Arbeitnehmerüberlassung zu finden sein. 
Eindeutig sind hingegen die Verteilungen in den Bereichen "Gaststätten/Beherbergungtl 
und "Reinigung/Körperpflege": der Anteil der, in diesen Bereichen beschäftigten 
AusländerInnen (30%, bzw. 16%) ist deutlich höher, als der der deutschen Beschäftigten 
(9%, bzw. 6%)20. Ebenso deutlich zeigen die Bereiche "Wissenschaft/Kunst/Publizistik" 
und "Rechts-/Wirtschaftsberatung die Schwierigkeiten ausländischer Beschäftigter, zu 
diesen höher qualifizierten Tätigkeiten Zugang zu bekommen. 
Eine detaillierte Untersuchung der Dienstleistungen für Unternehmen auf der Grundlage 
der Arbeitsstättenzählung im Rahmen der Volkszählung21 zeigt folgendes: in Hessen und 
insbesondere in der Stadt Frankfurt kommt den Dienstleistungen für Unternehmen ge­
messen an allen Arbeitsstätten und allen Beschäftigten eine überdurchschnittliche 
Bedeutung zu22. Daruberhinaus sind in diesem Bereich überdurchschnittlich viele Frauen 
und Teilzeitkräfte (darunter überproportional viele Männer) und relativ selten 
ausländische ArbeitnehmerInnen beschäftigt. Dies ist insofern nicht weiter erstaunlich, 
weil unter diesem Wirtschaftszweig "Dienstleistungen für Unternehmen" die Branchen 
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Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung usw.; Technische Beratung und Planung; 
Werbung, Datenverarbeitung, Markt- und Meinungsforschung, Organisationsberatung, 
Vermögensverwaltung etc. zusammengefaßt werden. Der Anteil der ausländischen 
ArbeitnehmerInnen in diesen Branchen bleibt mit 3,1% weit unter ihrem Anteil in der 
Gesamtwirtschaft von gut 6%. 
5. Arbeitslose Deutsche und AusländerInnen in Hessen 
Die Zahl der deutschen Arbeitslosen in Hessen hat seit einschließlich 1984 kontinuierlich 
abgenommen. Diese Tendenz hielt auch 1991 weiter an, während bei den AusländerInnen 
die Zahlen 1991 erstmals seit 
1984 wieder anstiegen. Bei den 
Diagramm 14: Arbeitslosenquoten der Arbeitslosen deutschen Arbeitslosen gab es insgesamt und der ausländischen Arbeitslosen in 
einen ersten sehr starken Hessen - Zeitreihe 
Rückgang 1986 und einen 
weiteren 1989/90, während es bei 
den ausländischen Arbeitslosen 
erst in den Jahren 1989/90 zu 
einem massiven Rückgang der 
Arbeitslosenzahlen kam. Von den 
sinkenden Arbeitslosenzahlen 
profitierten die ausländischen 
Arbeitslosen in stärkerem Maße 
als die Deutschen23 • 
Die Arbeitslosenquote war und ist, trotz zurückgehender Arbeitslosenzahlen, bei den 
ausländischen Arbeitslosen überdurchschnittlioh hoch (Diagramm 14). So betrug die 
allgemeine Arbeitslosenquote in Hesseri 1990 5,7% und bei den AusländerInnen 8,5%. 
Dies ist eine bemerkenswert hohe Differenz, die sich im übrigen mit den Daten auf 
Bundesebene in der Grundtendenz deckt (7,2% gegenüber 10,9%). Tatsächlich lag die 
allgemeine sowie die ausländische Arbeitslosenquote in Hessen in den vergangenen zehn 
Jahren unter dem Bundesdurchschnitt. 
Der Anteil der ausländischen Frauen an den Arbeitslosen war niedriger als der der 
deutschen Frauen. Dies liegt in erster Linie an einer allgemein geringeren Erwerbstä­
tigkeit ausländischer Frauen24. 
6. Aus- und ÜbersiedlerInnen aufdem hessischenArbeitsmarkt 
Die Arbeitsstatistik erfaßt Aus- und ÜbersiedlerInnen nur dann, wenn sie arbeitslos 
gemeldet sind und/oder sich in Sprachkursen und anderen beruflichen Weiterbildungen 
befinden. So konnte auf dem Weg der Auswertung allgemeiner Statistiken nicht 
herausgefunden werden, in welchen Wirtschaftsbereichen Aus- und ÜbersiedlerInnen 
beschäftigt werden und ob es in diesem Sinn Schwerpunkte der Beschäftigung bzw. 
besondere Arbeitsmarktchancen für diese Personengruppe gab und gibt. Verschiedene 
Anzeichen deuten darauf hin, daß vor allem ÜbersiedlerInnen, aber in geringerem Maße 
auch AussiedlerInnen auf Grund ihrer FacharbeiterqualifIkationen schnell in den 
bundesdeutschen Arbeitsmarkt integriert werden konnten25• Bei den AussiedlerInnen ver­
zögert sich der Eintritt in die Berufstätigkeit in der Regel um 2 bis 3 Quartale, solange, bis 
sie die Sprachkurse erfolgreich abgeschlossen haben. 
Die Arbeitslosenstatistik zeigt, daß der größte Anteil der arbeitslosen Aus- und Über­
siedlerInnen in Hessen aus Dienstleistungsberufen kommt26• Ende Dezember 1990 kamen 
von 11.795 arbeitslosen AussiedlerInnen 5.602 aus Dienstleistungsberufen und 4.206 aus 
Fertigungsberufen. Im gleichen Erhebungszeitraum kamen von 5.502 arbeitslosen 
1982 1983 1985 1987 1989 1990 
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ÜbersiedlerInnen 3.088 aus Dienstleistungs- und 1.802 aus Fertigungsberufen27• 
Anmerkungen 
Die Daten für die Bundesrepublik beziehen sich immer aufdas alte Bundesgebiet ohne die neuen Bundes­
länder. 
2 Vgl. Tabelle 7, S.70 
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4 Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA), Das Angebot von Arbeitskräften, 40. Jg" 
Nr.5, 27. Mai 1992, S.736 
5 Ebd.,S.738 
6 Ebd.,S.706 
7 Vgl. Tabelle 5, S.68 
8 Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit (ANBA), Das Angebot von Arbeitskräften, a.a.0., S.737 
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Erwerbscharak.ter/private Haushalte und GebietskörperschaftenlSozialversicherungen. 
10 Siehe zum Vergleich auch die Tabelle 7, S.70 
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12 Vgl. Tabelle 7, S.70. Bundesdeutsche Zahlen zum Vergleich siehe Tabelle 5, S.68 
13 Vgl. Tabelle 7, S.70. Bundesdeutsche Zahlen zum Vergleich siehe Tabelle 4, S.67 
14 H. Gillmeister/ H. Kurthenl J. Fijalkowski, Ausländerbeschäftigung in der Krise? Berlin 1989, S.143 ff. 
15 ebd., S.146 f. 
16 Diese Zahlen beruhen auf eigenen Berechnungen basierend aufden Tabellen 3 und 7, S.66 und S.70 
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Architektur­ und Ingenieurbüros/ Laboratorien und ähnliche Institute, Grundstücks- und Wohnungswesen/ 
Vennögensverwaltung, Wirtschaftswerbung und Ausstellungswesen, Fotografisches Gewerbe, Hygienische 
und ähnliche Einrichtungen (z.B. Bäder und Müllabfuhr), Leihhäuser und "sonstige Dienstleistungen". 
18 Vgl. auch: Chr. Krüger-HemmerIB. Veldhues, Ergebnisse der Arbeitsstättenzählung 1987 über "Dienstleistungen 
für Unternehmen", in: Wirtschaft und Statistik Nr.8/1990, S.529 - 539 
19 Diese Zahlen beruhen auf eigenen Berechnungen basierend auf den Tabellen 3 und 6, S.66 und S.69 
20 Vgl. hierzu auch: ANBA, Das Angebot von Arbeitskräften, a.a.O., S.701: "Wie im Vorjahr lag der 
Schwerpunkt der Vennittlungen 1991 bei den Dienstleistungsberufen....Besonders statk war die 
Zunahme bei den Reinigungsberufen (+ 19%), bei den Ordnungs- und Sicherheitsberufen (+ 10%) und 
den Dienstleistungskaufleuten (+ 8%). Dabei dürl'ten die Reinigungsberufe vom gIÖßeren ausländischen 
Arbeitskräfteangebot besonders profitiert haben". 
21 Wirtschaft und Statistik Nr.8/1990, S.529 - 539 
22 Der Anteil der Dienstleistungen für Unternehmen an allen Arbeitsstätten betrug in Hamburg 13,1 %, Hessen 
10,8%, Berlin 12,1 %. und im Bundesgebiet 9,2%. a.a.O., S.531. In Bezug auf den Anteil der Beschäftigten in 
Dienstleistungen für Unternehmen an allen Beschäftigten lag Frankfurt mit 10,8% an erster Stelle, gefolgt 
von Essen mit 10,7% und München mit 10,1 %, ebd., S.532 
23 Vgl. Tabelle 13, S.76 
24 "Der Arbeitsmatkt in Hessen" veroffentlichte im März 1990 eine Nummer ZU Frauen und Arbeitsmatkt in 
Hessen, in der detaillierte Daten herausgegeben wurden. So lag 1980 die Erwerbstätigkeit der deutschen Frauen, 
gemessen an den Gesamtbeschäftigten, bei 38,9% und die Erwerbstätigkeit von ausländischen Frauen bei 
31,9%. In den letzten zehn Jahren hat die Erwerbstätigkeit der deutschen Frauen stätker zugenommen als 
die der ausländischen Frauen. 1989 waren 41,2% der deutschen Beschäftigten Frauen und 32,9% der ausländi­
schen Beschäftigten. Der Arbeitsmarkt in Hessen, Nr 17 März 1990, S.l1 
25 In einem Vortrag von Ame Gieseck (RWI Essen) über die Auswirkungen der Ost-West-Migration auf 
die deutsche Wirtschaft, der am 26.6.1992 im Rahmen einer Fachtagung des Instituts für Internationale 
Politik, Wuppertal gehalten wurde, etklärte dieser: "Es zeigt sich, daß Aus- und Übersiedler vergleichsweise 
hohe Anteile bei den Fertigungsberufen und technischen Berufen aufweisen, insbesondere Schlosser und 
Mechaniker sowie Ingenieure und Naturwissenschaftler. Unterrepräsentiert sind dagegen Dienstleistungsberufe, 
darunter vor allem VerwaltungS- und Büroberufe. Ein Vergleich der beruflichen Struktur von Aus- und Über­
siedlem mit der der Arbeitslosen und offenen Stellen deutet darauf hin, daß diese Zuwanderer eine günstigere Be­
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26 	 Der Arbeitsmarkt in Hessen Nr.7 Februar 1991, Zugezogene I Übersiedler, Aussiedler, Berichtsmonat 
Dezember 1990, S.7 
27 	 Die Statistik des "Arbeitsmatkt in Hessen" zählt in ihrer Arbeitslosenstatistik ÜbersiedlerInnen (aus der DDR in 
dem Zeitraum zwischen 1.1.1985 und 30.6.1990 in das Bundesgebiet eingereist) und Zugezogene (ab dem 




Probleme politischer Regulation 
1. Ausländerpolitik als "Ausgrenzungspolitik" 
. In den gegenwärtigen - populistisch aufbereiteten und auf Wahlkämpfe zugeschnittenen -
Debatten über die "Asylfragett und die Änderung des Grundgesetzes bzw. über eine 
einheitliche EG-Regelung1 dominieren Elemente einer Konzeption von Ausländerpolitik, 
deren Eckpunkte und Prämissen schon vor langer Zeit fIXiert wurden. Demnach ist die 
Bundesrepublik Deutschland erstens kein Einwanderungsland. "Das Boot ist voll! 
Ausländer raus! Deutschland den Deutschen!" - lauten die abwehrenden Parolen2. 
Zweitens wurde Ausländerpolitik wesentlich als Arbeitsmarktpolitik konzipiert. Die 
deutschen Arbeitsmarktinteressen bildeten den Maßstab für jene Maßnahmen, die 
politisch zur Steuerung der Migration ergriffen werden. Außerdem werden mit dem 
Festhalten am Staatsbürgerrecht der BRD sowie am Prinzip der deutschen 
Volkszugehörigkeit die "deutschstämmigen" Migranten aus Ost- und Südosteuropa 
privilegiert, deren Potential allein in der ehemaligen Sowjetunion auf ca. 2 Millionen 
Menschen ('iWolgadeutsche") geschätzt wird3. 
Die Kritik an dieser Konzeption der Ausländerpolitik als "Ausgrenzungspolitik" wurde 
schon Ende der siebziger Jahre rKühn-Bericht") mit der Forderung nach positiven 
Integrationskonzepten verbunden. Diese gehen von der Prämisse aus, daß die 
Bundesrepublik Deutschland de facto längst zu einem Einwanderungsland geworden sei. 
Daher müsse sich Ausländerpolitik um infrastrukturelle, sozial- und bildungspolitische 
Maßnahmen der Integration bemühen. Die Einbürgerung müsse erleichtert werden; die 
AusländerInnen sollen - unter bestimmten Voraussetzungen - Staatsbürgerrechte wie z.B. 
das Wahlrecht erlangen4• 
Diese Reformvorschläge konnten sich bislang noch nicht durchsetzen. Auch in den 
achtziger Jahren blieb die Bundesregierung bei ihrer Be- und Ausgrenzungspolitik5. Auch 
das seit 1991 geltende neue Ausländergesetz der Bundesrepublik Deutschland entspricht 
nicht der Forderung, ftdaß die völkischen Nationalismen sich zu einem 
Verfassungspatriotismus von Staatsbürgernationen wandeln"6. Trotz elwger 
Erleichterungen bei der Familienzusammenführung und der Einbürgerung 7 hält dieses 
Gesetz an den alten Maximen der deutschen Ausländerpolitik fest (ttFremden- und 
Ausländerpolizeirecht"). Angesichts der "neuen Migration" hat Lutz Hoffmann daher 
gefordert, daß die Lösung der heutigen und zukünftigen transnationalen W anderungs- und 
Einwanderungsprozesse "nicht unterhalb, sondern weit oberhalb des Asylrechts liegen 
muß, daß es einer offensiven Strategie bedarf, die die wahren Dimensionen der bisher 
durch das Nadelöhr des Asylrechts gepreßten Migration akzeptiert und das Einsatzfeld 
von steuernden Maßnahmen entschlossen ausdehnt"s. 
Bei der EG-Konferenz von Maastricht (Dezember 1991) hatte vor allem die deutsche 
Bundesregierung darauf gedrängt, Vereinbarungen über Asylpolitik, Grenzkontrollen und 
Einwanderungspolitik in den EG-Vertrag aufzunehmen. Diese Forderung konnte sich 
nicht durchsetzen. Nach den Dokumenten von Maastricht soll die gemeinsame innere 
Sicherheit durch zwischenstaatliche Abkommen in den Bereichen Einwanderungspolitik, 
Asylrecht, Zusammenarbeit der Polizei- und Justizbehörden sowie durch eine 
Vergemeinschaftung der Visapolitik schrittweise in der gesamten Europäischen Union 
erreicht werden. Damit soll der Weg des "Schengener Abkommens" fortgesetzt werden, 
das seit 1985 von 5EG-.Staaten - als Reaktion auf den Abbau der Grenzkontrollen im 
Binnenmarkt - verhandelt und zum 1.1. 1990 unterzeichnet wurde (inzwischen sind neben 
den Niederlanden, Belgien, Luxemburg, Frankreich und Deutschland auch Italien, 
Spanien und Portugal beigetreten). Das Abkommen regelt zunächst die Zuständigkeit der 
Mitgliedsländer für die Bearbeitung von Asylanträgen. Es gilt das "one-chance-only­
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"Prinzip. Jeder Flüchtling soll nur ein Asylverfahren durchlaufen können - und zwar in 
dem EG-Land, in das er zuerst eingereist ist. Dazu wurde die Liste der 
"sichtvermerkspflichtigen" Länder auf über 90 verlängert. In Straßburg soll das Schengen­
Informationssystem (SIS) zur Speicherung personenbezogener Daten von Asylsuchenden 
eingerichtet werden. Mit diesem Abkommen wird also die Ausgrenzungspolitik - nunmehr 
im Zeichen der Verteidigung der "Festung Europa" gegen den Strom der Migration ­
fortgesetzt und verschärft9. 
Die sozialwissenschaftliche Migrationsforschung plädiert dafür, zunächst den Sachverhalt 
anzuerkennen, daß "die Bundesrepublik bereits eine deutlich ethnisch pluralisierte 
Gesellschaft (ist)". Daraus folgt: "Eine Förderung der Perspektive ethnischer Pluralität 
durch eine entsprechende Ausländerpolitik und die endgültige Abkehr von 
nationalistischen Doktrinen auch im Ausländerrecht und im politischen Alltag sind für 
den Prozeß der Eingliederung gerade der künftig zu erwartenden neuen Migranten 
unverzichtbar". Sollen interethnische Konflikte vermieden bzw. abgebaut werden, so 
kommt der Verbesserung der ökonomischen Situation der MigrantInnen sowie der 
Überwindung der nach wie vor bestehenden Benachteiligung der ausländischen Kinder 
und Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt durch die Verbesserung der Bildungs-, Aus- und 
Weiterbildungsangebote eine wesentliche Funktion zu. Schließlich plädiert FIartmut Esser 
für eine gesetzliche Regelung, die die Einwanderung "quotiert!!: Es dürfte "unabweisbar 
sein, daß zur Verhinderung größerer 'Schocks' in der Infrastruktur, insbesondere im 
Bildungs system , auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt, die Zuwanderungen in einem 
gewissen, gerade am Ziel der ethnischen Pluralisierung orientierten, flexiblen Maße zu 
kontrollieren wären (wie dies die klassischen' Einwanderungsländer längst getan 
haben)"lO. 
Ein weitreichendes Programm in der Perspektive einer "Emanzipation der 
Einwanderungsminderheiten " hat Axel Schulte vorgelegt. Hierzu gehören die folgenden 
Elemente: 
- "Die Anerkennung der Einwanderungssituation und somit die 'Zugehörigkeit' der 
Einwanderungsminderheiten zu unserer Gesellschaft; 

die 'rechtliche Emanzipation' der Einwanderer, d.h. die Autbebung der vor allem im 

Ausländerrecht verankerten staatlichen Dispositionsbefugnis über die Betroffenen und 

deren rechtliche und politische Gleichstellung; 

- die Schaffung und Sicherung von Möglichkeiten zur wirksamen 
gesellschaftspolitischen Partizipation, Selbstorganisation und Interessenvertretung der 
Einwanderer; 
der Abbau von 'ethnischen Stratifikationen' in den verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, bei den Arbeitsplätzen, im Bildungs­
und Gesundheitssystem sowie im sozialen und Wohnbereich; 
- die Sicherung und Förderung der 'kulturellen Autonomie' und einer kulturautonomen 
Integration' der Einwanderer; 
die Anerkennung und Förderung von bestehenden Ansätzen und Entwicklungen einer 
multikulturellen Gesellschaft und der damit verbundenen interkulturellen Orientierung 
auf gesamtgesellschaftlicher , regionaler und lokaler Ebene sowie in den verschiedenen 
gesellschaftlichen Teilsystemen, und 
- die Einleitung und Durchführung von wirksamen Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Diskriminierung, Ausländerfeindlichkeit und (Kultur-)Rassismus" 11. 
Die Realisierung solcher Forderungen scheint gegenwärtig utopisch. Die Diskurse der 
großen Parteien haben sich - unter dem Druck rechtsradikaler Gewaltaktionen gegen 
AusländerInnen sowie vor allem unter dem Druck von Meinungsumfragen, die eine 
zunehmende Zustimmung der Deutschen zu ausländerfeindliche Parolen erkennen lassen 
- weitgehend auf die Änderung des Artikel 16 des Grundgesetzes sowie auf eine 
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adminstrative Effektivierung der Ausgrenzungs- und Abschiebemaßnahmen konzentriert. 
Zudem ist der Handlungsspielraum der Politik angesichts der sozialökonomischen 
Katastrophe in Ostdeutschland, der in eine Rezession übergehenden Konjunktur in 
Westdeutschland sowie der zunehmenden Überschuldung der öffentlichen Haushalte und 
der daraus resultierenden allgemeinen Finanzknappheit der öffentlichen Hand begrenzt. 
Konzeptionen und Maßnahmen für. die Förderung der Integration von AusländerInnen 
erfordern aber ihrerseits zusätzliche finanzielle Mittel (u.a. im Bereich der Bildungs-, 
Wohnungs-, Arbeitsmarktpolitik). 
Die Politisierung der "Ausländerfrage " durch rechtsradikale und konservative Parteien 
und Bewegungen steht daher in einem engen Zusammenhang mit der Krise des 
neokonservativen Politikmodells und Gesellschaftsentwurfes, der sich Ende der 70er / 
Anfang der 80er Jahre in allen entwickelten Industriegesellschaften des Westens als 
hegemoniefahig erwiesen hatte. Das Versprechen, durch eine Revitalisierung der 
Marktkräfte (und d.h. Zurücknahme des Staates, Abbau des Sozialstaates, Schwächung 
der kollektiven Macht der Gewerkschaften) zugleich eine Revitalisierung der 
Marktwirtschaft, die Vermehrung des Wohlstandes und eine Erweiterung individueller 
Freiheitsräume einzuleiten, hat sich als weitgehend illusionär erwiesen12. In den gesell­
schaftspolitischen Debatten der Gegenwart polarisiert sich daher der strategische Diskurs. 
Auf der einen Seite wird eine Rückbesinnung auf die klassische staatliche Machtpolitik 
nach innen und außen gefordert. Diese soll den Mut aufbringen, sowohl weitere 
Einschnitte im sozialen System als auch eine radikale Beschränkung der Migration nach 
Deutschland (und Westeuropa) vorzunehmen 13. Auf der anderen Seite wird eine Rückkehr 
zu dem politschen Instrumentarium der staatlichen Intervention (Re-Regulierung) auf den 
Gebieten der Industrie- und Infrastrukturpolitik, aber auch und vor allem auf dem Gebiet 
der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik gefordert14.Eine solche Neuorientierung zielt auf 
einen Primat der Politik (im Sinne sozialstaatlicher und ökologischer Regulation) 
gegenüber der "Wirtschaft" - d.h. des Marktes, der Konkurrenz und des 
privatwirtschaftlichen Gewinnstrebens. Zusammen mit einer Perspektive transnationaler 
Kooperation (vor allem durch die Weiterentwicklung der EG zur sozialen, demokratischen 
und politischen Union) soll sie die Voraussetzungen sowohl für die gesellschaftliche Inte­
gration der AusländerInnen als auch für die Bearbeitung der sozialökonomischen und 
politischen Ursachen der "neuen Migration" im regionalen und globalen Maßstab 
schaffen15. 
Die Bedingungen für die Bearbeitung "sozialer Probleme", die durch die Globalisierung 
der Märkte, die Entwicklung zur Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft, aber auch 
durch die damit einhergehenden sozialen Spaltungen, Migrationsprozesse und die 
binnengesellschaftlichen Segmentierungen erzeugt und reproduziert werden, haben sich 
also seit den 80er Jahren grundlegend verändert. In diesem Zusammenhang hat 
insbesondere eine grundlegende Veränderung der politischen Regulation des 
"Ausländerproblems" stattgefunden. Diese reflektiert sich auch in der Verschiebung in der 
Zuständigkeit von Normen, Institutionen und Akteuren, die für die Bearbeitung dieser 
Problematik zuständig waren bzw. sind. Es handelt sich um einen "Wechsel der Arenen" 
der Problembearbeitung mit neuen Anforderungen, neuen Zuständigkeiten, neuen Ak­
teuren und neuen Normsystemen, die nunmehr in hohem Maße durch interethnische 
Konflikte und Spannungen gekennzeichnet sind. 
2. Die horizontale Problemverschiebung aufder gesellschaftlichen Ebene 
Bis in die siebziger Jahre wurde die Regulation der Migration (und die Integration der 
AusländerInnen) wesentlich durch die Mechanismen des Arbeitsmarktes gesteuert. Die 
Nachfrage nach Beschäftigung sorgte für die Absorbtion der Migrationsströme vor allem 
in der Bauwirtschaft, der Schwerindustrie sowie in der industriellen (fordistischen) 
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Massenproduktion. Die Systeme der Arbeit in den Großbetrieben waren (und sind bis 
heute) zugleich hoch reguliert: durch Tarifverträge, Betriebsverfassungsgesetz, 
Sozialgesetze und durch einen starken Einfluß der Gewerkschaften im Unternehmen wie 
in der Branche. Der ökonomische Nutzen der Aus11lnderbeschäftigung überstieg in der 
Endbilanz bei weitem deren gesellschaftliche Kosten. 
Mit dem Übergang zu den achtziger Jahren vollwgen sich tiefgreifende Veränderungen. 
Die Arbeitsmarktsegmente der Schwerindustrie wie der industriellen Massenproduktion 
tendieren zu einer Schließung - als Folge von konjunkturellen Prozessen, von 
Rationalisierungsmaßnahmen und des sozialökonomischen Strukturwandels insgesamt. 
Das Seßhaftwerden des überwiegenden Teils der ersten Migrantengeneration (und ihrer 
Familien) sowie der neue Migrationsschub seit der zweiten Hälfte der achtziger Jahre 
haben neue Konflikt- und Problemfelder erzeugt. Von der Seite des Arbeitsmarktes her 
sind es nun in erster Linie deregulierte Arbeitsmarktsegmente im Dienstleistungssektor 
("neue Unterschichtung"), in denen freilich die Normsysteme der Tarifverträge, des 
Betriebsverfassungsrechtes sowie der Sozialgesetzte nur schwach, oftmals überhaupt nicht 
mehr greifen. Dazu kommt, daß die Gewerkschaften in diesen unteren Segmenten des 
Dienstleistungssektors nur schwach vertreten sind und deshalb kollektiver Schutz bzw. 
kollektive Gegenrnacht gegen Diskriminierung fehlt. 
Daraus wiederum folgt, daß Problem- und Konfliktfelder entstehen, deren Bearbeitung 
und Bewältigung hohe gesellschaftliche Kosten erzeugt Maßnahmen gegen 
Arbeitslosigkeit, Sozialhilfe, Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen, Unterbringungs­
und Wohnprobleme, aber auch zusätzliche Kosten, die durch soziale Deprivation und 
Marginalisierung erzeugt werden. Je mehr sich diese Problemfelder verdichten und die 
gesellschaftspolitischen Instrumente zu ihrer Bewältigung versagen, um so mehr 
konzentrieren sich in ihnen kulturelle Differenzen sowie soziale Spannungen und 
Konflikte, die z.B. auch im Ansteigen der Kriminalität ihren Ausdruck fmden. Polizei und 
Justiz, die für die Kontrolle solcher Spannungen zuständig sind, können zwar Schaden 
begrenzen, aber keinesfalls soziale und kulturelle Probleme der Integration lösen. Die 
rechtspopulistische und rechtsradikale Mobilisierung von Ausländerfeindlichkeit bezieht 
sich aber gerade auf diesen Wechsel der Arenen, die für die institutionelle 
Problembearbeitung zuständig sind. 
3. Die vertikale Problemverschiebung aufder politischen Ebene 
Die Prozesse der gesellschaftlichen Desintegration, die sich nicht allein in der Zuspitzung 
sozialer Problemlagen, sondern auch in der Verselbständigung von Krisenprozessen in 
gesellschaftlichen Teilbereichen (Verkehr, Gesundheitswesen, Bildungsinstitutionen, 
Wohnverhältnisse usw.) manifestieren, deuten schon darauf hin, daß sich die 
Zuständigkeit von Normsystemen, Institutionen und Akteuren für die Bewältigung solcher 
Problemlagen verändert. Die von PolitikwissenschaftlerInnen konstatierte 
"Enthierarchisierung der Beziehungen von Staat und Gesellschaft" konnte zunächst als 
potentieller Demokratiegewinn interpretiert werden, der in der Entpolitisierung 
lebensweltlicher Räume (im Sinne von "zivilgesellschaftlicher Autonomie"), d.h. auch in 
der "Zurücknahme des Staates in die Gesellschaft" ausgeschöpft werden könnte16. 
Andererseits konzentrieren sich soziale Krisen und Spannungen gerade in solchen 
Feldern, in denen politische Regulation und Steuerung an Wirksamkeit verlieren. Der 
"Rückzug des Staates" - sei es in der Folge von Deregulierung oder auch des Abbaus von 
sozialpolitischen Kompensationsmaßnahmen - führt notwendig dazu, daß die Fähigkeit 
von Gesellschaft und Politik zur Bewältigung von Krisen abnimmt; mehr noch, daß sich 
Folgen sozialer Marginalisierung kumulieren, deren nicht nur materielle Kosten letztlich 
nicht mehr zu kompensieren sind. Daraus entsteht jene Gewöhnung an gesellschaftliche 
Segmentierungen und Marginalisierungsprozesse (etwa nach dem Modell der US­
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amerikanischen Großstädte, das in den banlieus von Paris und Lyon oder auch in den 
Lodoner suburbs längst Wirklichkeit geworden ist), die einerseits den Verdruß über die 
Handlungsunfähigkeit "der Politik" bzw. "der Politiker" nährt, andererseits der 
rechtsextremen Rhetorik Auftrieb gibt, die die private wie die öffentliche Gewalt als 
Lösungsinstanz anruft. 
Die Ebenen der Zuständigkeit im föderalstaatlichen System der Bundesrepublik 
Deutschland sind nach Bundesregierung, Landesregierungen und Kommunen zu 
unterscheiden. Dazu kommen zentrale Institutionen der Arbeitsverwaltung und 
Arbeitsmarktpolitik (wie die Bundesanstalt für Arbeit) sowie die 
Selbstverwaltungskörperschaften der großen Sozialversicherungssysteme (Gesundheits­
und Alterssicherung). Schließlich engagieren sich im Bereich der Sozialpolitik auch nicht­
staatliche Verbände wie die Wohlfahrtsverbände, Kirchen, Gewerkschaften und Bürger­
initiativen. Problemverschiebung auf der vertikalen Ebene meint mithin, daß sich die 
Zuständigkeit für die Regulation und Bewältigung der mit der alten und neuen Migration 
sowie mit den Veränderungen des Arbeitsmarktes verbundenen Problemlagen zunehmend 
von der zentralstaatlichen auf die mittleren und unteren Ebenen des politischen Systems 
verschiebt und damit zugleich die Bedeutung der nichtstaatlichen Akteure zunimmt. 
Damit verbunden ist eine zunehmende "strukturelle Überbelastung ll dieser Akteure, die 
sowohl aus dem anwachsenden sozialen Problemstau als auch aus den Restriktionen 
materiell abgesicherter Reaktions- und Gestaltungskompetenz dieser Akteure resultiert. 
Auf der zentralstaatlichen Ebene werden die allgemeinen rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Ausländerpolitik festgelegt und exekutiert. Diese 
Regulationsform ist jedoch immer weniger in der Lage, die mit der Migration 
verbundenen Probleme aktuell oder präventiv zu lösen. Jede Verschärfung des Asylrechts 
bzw. die anstehende Änderung des Artikel 16 des Grundgesetzes wird weder die Ursachen 
der transnationalen Migrationsströme beeinflussen noch irgend etwas zur Lösung der mit 
der Migration verbundenen gesellschaftspolitischen Binnenprobleme beitragen. Die 
Arbeitsmarktpolitik greift immer weniger, weil ihre Zuständigkeit für Probleme der 
"neuen Migration" erheblich abgenommen hat. Dazu kommt, daß die katastrophalen 
Folgen des Zusammenbruchs der ökonomischen Strukturen in Ostdeutschland (wo Anfang 
1992 durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der Arbeitsmarkt um mehr als zwei 
Millionen Personen "entlastet" wurde)17, den Spielraum der Arbeitsmarktpolitik drastisch 
begrenzen. Das DefIzit der Bundesanstalt für Arbeit erhöht so das allgemeine 
StaatsdefIzit, das wiederum durch Einsparungen im Sozialbereich sowie durch zusätzliche 
Steuern, Beitragserhöhungen für die Sozialversicherungssysteme und andere 
Massenabgaben ausgeglichen werden soll. 
Angesichts dieser Verengung der Handlungsspielräume wächst die Bedeutung der 
regionalen und lokalen Politik für die Bearbeitung der mit der Migration, den 
Strukturveränderungen des Arbeitsmarktes und der gesellschaftlichen 
Desintegration/Segmentierung verbundenen Probleme. Gleichzeitig wird es in der Folge 
der zunehmenden Finanzknappheit und Überschuldung der öffentlichen - und 
insbesondere der kommunalen - Haushalte immer schwieriger, z.B. in der Bildungspolitik 
bzw. bei der Wohnraumversorgung, im Gesundheitswesen, beim StrafvOllzug bzw. bei der, 
von den Kommunen zu tragenden, Finanzierung von Sozialhilfemaßnahmen im Sinne 
einer auf Integration und den Abbau interethnischer Spannungen gerichteten Politik zu 
wirken18. Mit der geplanten Erhöhung der Mehrwertsteuer droht eine weitere Belastung 
für die Kommunen. Der Bundesvorsitzende der kommunalpolitischen Vereinigung der 
CDU/CSU, Horst Waffenschmidt (MdB), hat die Erhöhung des Satzes von 14 auf 15 
Prozent wie folgt kritisiert: "Die Bundesregierung unterstellt in ihrem Maßnahmenpaket 
durch die Mehrwertsteuererhöhung eine Erhöhung der Preise um 0,7 Prozent. Die 
Preiserhöhungen werden auf der Ausgabenseite der Kommunen durchschlagen und ­
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ausgehend von den Annahmen der Regierung - zu Ausgabensteigerungen von mindestens 
350 Millionen Mark führen1t19. 
In den Großstädten bzw. in den modernen, metropolitanen Ballungsräumen und 
Dienstleistungszentren konzentrieren sich mithin die Widersprüche moderner 
Vergesellschaftung. Dort expandieren sowohl die Reichstumszentren und Konsumpaläste 
als auch jene Lebenswelten, in denen die Opfer der Modernisierung und die neuen 
1tHelotenll (überwiegend AusländerInnen) der postfordistischen Ökonomie beheimatet 
sind. Der französische Soziologe Alain Touraine hat auf die neue politische Bedeutung des 
kommunalen Raumes - auch als Folge der neuen internationalen Vergesellschaftung ­
aufmerksam gemacht "Bei den Randgruppen und Ausgegrenzten handelt es sich um die 
Opfer regionaler, ethnischer, arbeitsmarktpolitischer Probleme. Haben wir in Europa 
kollektive Handlungsmöglichkeiten zur sozialen Widere in gliederung dieser Gruppen? In 
den Vereinigten Staaten haben die Politiker keine Lösung gefunden, obwohl bei ihnen das 
Problem der Randgruppen noch größer ist als bei uns. Der Ausgangspunkt für den Kampf 
gegen die Ausgrenzung ist das Rathaus. Wir haben vom Europa der Regionen gesprochen. 
Kann man auch vom Europa der Gemeinden sprechen? In Frankreich sind die 
Bürgermeister - unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit - die einzigen, die sich mit 
Sachverstand den Problemen der Einwanderung widmen"20. 
Solche Widersprüche werden letztlich nicht durch die - zweifelsohne notwendige -
Verteidigung einer demokratischen politischen Kultur bzw. durch den Appell zur 
Anerkennung einer "multikulturellen Gesellschafttl zu überwinden sein. Im Grunde geht 
es darum, die schleichende tI Amerikanisierung" der westeuropäischen Gesellschaften zum 
Stillstand zu bringen. Diese bedeutet vor allem die bewußte oder auch nur fatalistische 
. Anerkennung gesellschaftlicher Desintegration und Segmentierung nach sozialen und 
ethnischen Kriterien sowie den Verzicht auf eine Politik gesellschaftspolitischer 
Integration und Problemlösung, die sich an den Kriterien der sozialen Gerechtigkeit und 
Gleichheit der Lebenschancen orientiert. Jenseits der pragmatischen Anforderungen an die 
Alltagspolitik stellt sich daher zugleich die Frage nach einem Gesellschaftsmodell und 
einer Politik, die sich von der Vorherrschaft der 11 Marktrationalitäft durch eine 
Neubewertung der politischen Steuerungsinstrumente - auf der europäischen (EG), der 
nationalen wie der regionalen und lokalen Ebene - löst. Das Scheitern des 
neokonservativen Projektes, das nunmehr die Gefahr einer Umgruppierung des "Blocks an 
der Macht" nach rechts erzeugt, fordert bei den politischen Akteuren eine solche 
Alternative heraus. 
Margit Mayer hat für die Ebene der lokalen Politik die Elemente einer solchen Alternative 
skizziert: tlWeil die Städte sich in einem Experimentierstadium befinden, in dem sie 
sowohl ein innovatives Wirtschaftsldima zu erzeugen suchen als auch neue Formen von 
Regulierung und Krisenmanagement erproben, müssen Modelle eingebracht und gepuscht 
werden, die nicht auf Kosten der Arbeiter bzw. der Ausgegrenzten gehen. Es muß für eine 
Beschäftigungspolitik mobilisiert werden, die nicht Arbeitsplätze um jeden Preis, sondern 
sinnvolle und befriedigende Arbeitsmöglichkeiten schafft, die Arbeitszeitverkürzung 
ermöglicht - und zwar geschlechts übergreifend. Eine Umweltpolitik muß ersonnen 
werden, die nicht nur den Interessen der einkommensstarken Mittelschichten 
entgegenkommt, sondern die bei den Verursachern anfängt und nicht bei der Verdrägnung 
der Probleme in diskriminierte Regionen aufhört. Eine Kulturpolitik muß vertreten 
werden, die weder vom Markt noch vom Mainstream abhängt. Und Wege müssen 
gefunden werden, die die wachsende Zahl marginalisierter Bevölkerungsgruppen, die 
systematisch mit dem neuen Wachstum mit-produziert werden, nicht sich selbst überläßt. 
Um eine tatsächlich multikulturelle Gesellschaft durchzusetzen, müssen solche Entwürfe 
der post-fordistischen Stadt offensiv vertreten werden. Die Aufgabe einer tvon untent 
intervenierenden städtischen Politik wird sein, die Unterstützung und die Ressourcen der 
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sozial verantwortlichen und umweltbewußten tertiarisierten Mittelklasse-Bewegungen für 
solche Entwürfe und gegen den Ausschluß und die weitere Marginalisierung des unteren 
Drittels' der Gesellschaft zu mobilisieren, kurz: Koalitionen zustande zu bringen zwischen 
den Bewegungen der 'ersten' und der 'zweiten Stadt', die sich bislang noch unabhängig 
voneinander artikulieren 1121 • 
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